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 I C A R TO O N D E S  M O N AT S

von Joshua Schultheis

Nach der modernen Sucht, besonders 
der Pädagogik, soll man nicht sowohl 

in dem Inhalt der Philosophie unterrichtet 
werden, als dass man ohne Inhalt philoso-
phieren lernen soll«. Diese zugegeben etwas 
schwer verständliche Diagnose hat Georg 
Wilhelm Friedrich Hegel bereits vor 200 
Jahren gestellt. Hegel erkennt hier einen be-
sorgniserregenden Trend, der heute hege-
monial geworden ist und vor allem mit ei-
nem Begriff identifiziert wird: Kompetenz.
Ursprünglich kommt dieser Begriff aus der 
Ökonomie, und angewandt auf den Bil-
dungsbereich versprach er, die unterschied-

und Handeln« im Unterricht zu erwerben. 
So als ob sich diese Begriffe von ihrem Ge-
brauch bei den Klassikern der Philosophie 
trennen, quantifizieren und verschiedenen 
Kompetenzniveaus zuordnen ließen. Aber 
es kann kein Philosophieren ohne Philoso-
phie geben!
 

lichsten Lernziele definier- und messbar zu 
machen, und zwar ohne konkrete Bildungs-
inhalte festlegen zu müssen. So sucht man 
im Rahmenlehrplan für Ethik – einem 
Fach, in dem man »ethisches Nachdenken« 
einüben soll – vergeblich nach den Namen 
Immanuel Kant oder Hannah Arendt. 
Schon Hegel polemisierte, dass die absurde 
Konsequenz dieser Vorstellung ist, dass 
»man reisen und immer reisen soll, ohne 
die Städte Flüsse, Länder, Menschen usf. 
kennenzulernen.« 
Besonders aberwitzig wird es in dem Ber-
liner Rahmenlehrplan für Philosophie, in 
dem unter dem Kompetenzbereich »Prak-
tische Kompetenz« das Ziel ausgegeben 
wird, »Orientierung, Autonomie und Verant-
wortlichkeit im eigenen Denken, Urteilen 

Philosophieren ohne Philosophie
 I KO LU M N E

Joshua ist Lehramtsstudent in Berlin. 
 In seiner Kolumne schreibt er über 
 Widersprüchliches und Kurioses in  

der Lehrer*innen-Ausbildung ZE
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 I S TA N D P U N K T

chern – zum Beispiel auch bei den Lehramtsstudie­
renden – ist eine Überschneidungsfreiheit ohnehin 
schon kaum möglich. Da kommt der Wechsel zwi­
schen Präsenz und Online jetzt noch erschwerend 
hinzu.

Aber das sind nur die Rahmenbedingungen fürs 
Studium: Wie sich die Studierenden finanzieren sol­
len, deren Jobs weggefallen sind, ist ja nichts was 
die Hochschulleitungen interessiert; das müssen die 
Studierenden selber hinbekommen. Die Finanzie­
rung durch den Bund ist zwar angelaufen, aber die 
Problematik der Studierenden löst es nicht, denn 
viel zu Wenige haben Ansprüche. Die einfache Lö­
sung, den Studierenden den Zugang zu Arbeitslosen­
geld II (Harz IV) zu ermöglichen, wäre meiner Mei­
nung nach besser gewesen (mehr dazu in unserem 
Schwerpunkt ab Seite 8).

 

Die Wissenschaftlichen Mitarbeitenden in der 
Qualifikation haben die Onlinelehre gestemmt 

und planen nun aus eigenen Überlegungen heraus, 
wie eine Hybridlehre aussehen kann. Immer im Hin­
tergrund mit einer Teilzeitbeschäftigung und dem 
Druck, auch noch die eigene Promotion zu schaffen. 
Denn die Erhöhung der Quote der Dauerstellen aus 
den Hochschulverträgen wird von den Hochschullei­
tungen nicht wirklich freudig umgesetzt.

An den Hochschulen brodelt es, wenn auch der­
zeit der Deckel noch hält. Ich wünschte, dass sich 
nicht alle Statusgruppen in ihr Schicksal fügen, son­
dern sich solidarisieren. Denn gerade bei den jetzi­
gen Rahmenbedingungen wird deutlich, dass Wert­
schätzung für die Mitarbeitenden fehlt. Wenn etwas 
gefeiert wird, sind es die Exzellenzmilliarden in der 
Forschung. Die Hochschule als Lehrbetrieb, die den 
Grundstein für diesen Erfolg legt, wird als Routine 
abgetan. Routine ist es für niemanden mehr und war 
es auch noch nie.  

Martina Regulin, Leiterin des Vorstandsbereichs  
Hochschule und Lehrer*innenbildung 

Die Pandemie hat in den Hochschulen wie in allen 
Teilen der Gesellschaft für reichlich Wirbel ge­

sorgt. Plötzlich alle Lehrveranstaltungen und alle 
Verwaltungsabläufe auf digitale Formate umzustel­
len war ein Kraftakt. Einiges, das früher undenkbar 
schien, ging plötzlich und weil es eben sein musste, 
versuchten sich alle zu arrangieren.

Nachdem die Kurve der Infizierten auch in Berlin 
deutlich abgeflacht ist, geht es wieder vorwärts. Mit­
arbeitende in Technik, Verwaltung und den Bibliothe­
ken arbeiten wieder in den Hochschulen und auch 
die wissenschaftlichen Mitarbeitenden können wie­
der ins Büro und können ihren eigenen Computern 
daheim nun wieder ein wenig Ruhe gönnen. Natür­
lich wird hier auf den Gesundheitsschutz geachtet, 
so gut es geht, da Raummangel in den Unis immer 
ein Problem ist.  

Im November kommen nun die neuen Erstsemester­
studierenden an die Universitäten. Viele haben ihr 
Abitur unter den Pandemieeinschränkungen ge­
schrieben und müssen nun ihr Studium im Hybrid­
semester beginnen. Hybrid bedeutet, Online und Prä­
senz in der Lehre zu mischen. Aber auch die anderen 
Studierenden sollen teilweise wieder in Präsenz er­
scheinen. In der Lehre muss der Spagat zwischen 
Präsenzveranstaltungen und Onlineseminaren ge­
meistert werden. Das hört sich einfach an – ist es 
aber nicht. Was ist denn, wenn nach einem Präsenz­
seminar 30 Minuten später das Onlineseminar statt­
findet? Sich einfach in die Bibliothek setzen oder 
auf den Gang? Das wird wohl aus Gesundheits­
schutzaspekten für die Mitarbeitenden nicht möglich 
sein. Bei der Stundenplanerstellung von zwei Fä­

Vom  
Kreativsemester zum 

Hybridsemester
Die Beschäftigten an den Hochschulen müssen  

die Auswirkungen der Corona-Pandemie  
ohne nennenswerte Unterstützung schultern 
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22 KINDER- UND  
JUGENDHILFE 

Die Organisation der Sommerschule 

ließ bereits im Vorfeld Schwierigkeiten 

erkennen. Wie sehr die Qualität der 

Sommerschule vom Träger abhing, 

beschreibt Britta Gaedecke in  

ihrem Artikel. 

23 SCHULE Zu viele Schulleiter*innenstellen sind unbesetzt.  

Damit Schule nicht mehr länger nur verwaltet, sondern gestaltet werden 

kann, müssen Schulleitungen gestärkt werden. Sie brauchen Entlastung 

und Gestaltungsspielräume und letztlich die Anerkennung ihrer Arbeit 

als eigenständigen Beruf. Die Corona-Krise bietet die Chance, Schul-

leitung neu zu denken, meint Joscha Falck.
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26 GEWERKSCHAFT
Die Personalratswahlen 2020 stehen 

vor der Tür. Wie wichtig die Arbeit von 

Personalrätinnen und Personalräten ist, 

bleibt oftmals im Verborgenen. Unser 

Autor Joshua Schultheis hat sich auf  

die Suche gemacht und Personalräte zu 

ihrer Arbeit, ihren Erfolgen und ihrer 

Motivation befragt.  
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8 TITEL Viel zu viele Studieren-

de in Berlin leben in echter Armut.  

Was über die verfehlte BAföG-Politik 

der letzten Jahre verursacht wurde,  

hat sich mit der Corona-Pandemie 

noch einmal verschlimmert. Unser 

Schwerpunkt blickt auf die Folgen, die 

die Armut im Studium mit sich bringt.
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u.a. die Senatsverwaltungen und die Kita 
Eigenbetriebe. Die Zulage kann entweder 
als monatlicher Zuschuss zum Firmen­
ticket des VBB plus der Differenz zu 
den 150 Euro Brutto oder als monatliche 
Direktzahlung bezogen werden. Zweitere 
muss komplett versteuert werden, bei 
der Ticket­Variante nur der Differenzbe­
trag. Die Hauptstadtzulage wird nur bis 
zu den Entgeltgruppen E13, S18 und 
KR17 sowie A13 gezahlt. Diese Kappung 
hat die GEW BERLIN sofort scharf kriti­
siert. Höhergruppierungen aus der EG 13 
werden je nach Stufe durch den Wegfall 
der Hauptstadtzulage und die niedrigere 
Jahressonderzahlung in der EG 14 nahe­
zu zum Nullsummenspiel. Größere Ver­
antwortung zu tragen zahlt sich zukünf­
tig also nicht mehr in größerem Geld aus. 
Der Ausschluss von der Hauptstadtzula­
ge kann zu Recht als mangelnde Wert­
schätzung empfunden werden. Gewerk­
schaften und Verbände wurden in die 
Planungen nicht einbezogen, das Ergebnis 
ist entsprechend schlecht gemacht. Anstatt 
der GEW­Empfehlung zu folgen und in der 
letzten Tarifrunde 2019 eine Zulage zu 
verhandeln, wurde im Sommer für die 
Beamt*innen ein Gesetz beschlossen. Die 
für die Tarifbeschäftigten notwendige Zu­
stimmung des Arbeitgeberverbandes TdL 
wurde nicht eingeholt. Nun hat die TdL 
ihre Zustimmung versagt und Berlin droht 
der Ausschluss aus der Tarifgemeinschaft. 
Mehr dazu auf www.gew-berlin.de

 ■ Corona-Schutzmaßnahmen in 
Berliner Kitas greifen nicht

Eine Umfrage der GEW BERLIN unter Be­
schäftigten der Berliner Kitas belegt, dass 
die Umsetzung des Musterhygieneplans 
in Kitas nicht funktioniert. 62 Prozent 
der befragten Kita­Beschäftigten merken 
an, dass in ihrer Einrichtung der Muster­
hygieneplan nicht sinnvoll umgesetzt 
werden kann. Ein Drittel der Befragten 
geben an, dass der Musterhygieneplan 
nicht in ihrem Kita­Team besprochen 
wurde. Hingegen sind nur 14 Prozent der 
Befragten der Auffassung, dass die päda­
gogische Arbeit an den Kitas unter Coro­
na gut funktioniert. An der GEW­Befra­
gung nahmen 230 Erzieher*innen teil. 
»Die Befragung zeigt deutlich, dass die 
Senatsverwaltung zu wenig tut, um ihre 
Hygienekonzepte aus der Theorie in die 
Praxis umzusetzen. Die GEW BERLIN for­
dert, dass der Musterhygieneplan ver­
bindlich umzusetzen ist und die Senats­

 ■ Land Berlin unterliegt im Streit um 
Kopftuchverbot für Lehrerinnen

Darf eine Berliner Lehrerin ein Kopftuch 
tragen? Dieses mit großen Emotionen be­
haftete Thema spaltet Elternschaft und 
Lehrer*innenkollegien, aber auch die Po­
litik. Diverse Gerichte haben dazu bereits 
geurteilt. Nun gibt es ein neues Urteil des 
Bundesarbeitsgerichts: Die Richter*innen 
sehen in dem Kopftuchverbot eine Be­
nachteiligung wegen der Religion. Das im 
Berliner Neutralitätsgesetz verankerte 
pauschale Kopftuchverbot verstoße ge­
gen die Verfassung. Wie eine Gerichts­
sprecherin sagte, sei nach Einschätzung 
der Richter*innen ein generelles, präven­
tives Verbot zum Erhalt des Schulfriedens 
nicht rechtens. Die bisherige Regelung 
verletze die Religionsfreiheit der Lehrer­
innen. Hintergrund ist eine Klage einer 
Informatikerin muslimischen Glaubens, 
die als Quereinsteigerin Informatik­Un­
terricht geben wollte. Zum Vorstellungs­
gespräch trug sie Kopftuch, das sie auch 
im Unterricht nicht ablegen werde. Sie 
wurde nicht eingestellt. Die Senatsbil­
dungsverwaltung will nun die schriftliche 
Urteilsbegründung abwarten und dann 
prüfen, ob sie ihrerseits Verfassungsbe­
schwerde gegen das Urteil einlegt. Bil­
dungsstaatssekretärin Beate Stoffers 
schließt eine Novellierung des Neutrali­
tätsgesetzes bislang aus.

 ■ Corona-Soforthilfen auch für Schulen
Das von der GEW initiierte Bündnis »Co­
rona­Bildungspakt« fordert die rot­rot­
grüne Koalition auf, Corona­Soforthilfen 
für Berlins Schulen bereitzustellen und 

über den Nachtragshaushalt zu finanzie­
ren. »Bildung darf bei den Corona­Hilfen 
nicht vergessen werden! Wir brauchen 
eine Personal­, Digitalisierungs­ und In­
standsetzungsoffensive, um unsere Schu­
len durch diese Krise zu bekommen. Wir 
brauchen dringend zusätzliches Personal 
für die Vertretung und für eine pande­
mie­entsprechende Umsetzung von Ganz­
tagsschule mit festen Gruppen. Es müs­
sen schnelle Lösungen für die Fenster in 
Schulgebäuden und die IT­Ausstattung 
her. Wir brauchen jetzt Ergebnisse und 
die nötigen Ressourcen – und können da­
mit nicht auf den nächsten Doppelhaus­
halt warten.«, bekräftigte das Bündnis aus 
Lehrkräften und Erzieher*innen, Schüler­
*innen, Eltern und Schulleitungen. Das 
Bündnis macht sich zudem für eine Reihe 
von Maßnahmen stark, die kein zusätz­
liches Geld kosten: Die Mittel aus dem 
Digitalpakt müssen an den Schulen an­
kommen, es braucht eine bessere Verzah­
nung von Senat und Bezirk. Klare und 
mitbestimmte Regeln für die Nutzung der 
digitalen Infrastruktur sind notwendig 
sowie eine bessere Beteiligung und trans­
parente Information von Beschäftigten, 
Schulleitungen und Schüler *innen.

 ■ Die Hauptstadtzulage - gut gemeint 
und schlecht gemacht!

Wie lange angekündigt und für die Be­
amt*innen bereits beschlossen, gibt es 
jetzt auch für die Tarifbeschäftigten ab 1. 
November eine Hauptstadtzulage im Wert 
von 150 Euro. Begünstigte sind alle Be­
amt*innen und Tarifbeschäftigte im un­
mittelbaren Landesdienst. Dazu gehören 

 I K U R Z  & B Ü N D I G

Das Bündnis für Saubere Schulen aus Schule in Not e.V., GEW, ver.di und IG BAU fordert die zügi-
ge Umsetzung der Beschlüsse zur Verbesserung und Rekommunalisierung der Schulreinigung. 
Das öffentliche Interesse bei der Pressekonferenz am 10. September war groß. FOTO: SCHULE IN NOT
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 I I M P R E S S U M

VON MITGLIEDERN FÜR MITGLIEDER 

Die Redaktion freut sich über Beiträge zu 
viel fältigen Themen, von jedem  

GEW­ Mitglied. Also schreibt für die bbz! 
Schickt eure Texte an bbz@gew­berlin.de 

und bringt euch ein! 

REDAKTIONSSCHLUSS –
IMMER MITTWOCH

Dezember 2020: 28. Oktober 
 Januar 2021: 25. November

Gott war das schön, sich endlich ein-
mal wieder in live zu sehen. Drei  

Ausgaben lang fand der Austausch der 
bbz-Redaktion nur noch über Videokon-
ferenzen, Telefonate und e-mails statt.  
Klar kann dies auch viele Vorteile bieten –  
vielleicht fallen Wegzeiten weg oder die 
Kinderbetreuung lässt sich leichter organi-
sieren. Aber das soziale Miteinander hat 
online einfach nicht den gleichen Charakter.

Endlich durften wir uns also wieder  
einmal im analogen Leben treffen und 

dann hatten wir auch noch gleich span-
nenden Besuch. Zwei Frauen, interessiert 
an der Redaktionsarbeit und der Redakti-
onsleitung.

Wir freuen uns sehr darüber, dass 
beide wieder kommen werden und 

eine sogar das Ruder übernehmen will 
(siehe Seite 32). Am 21. November wird 
ein neuer Geschäftsführender Landes-
vorstand gewählt und meine Verantwort-
lichkeit endet dann mit der diesjährigen 
Dezember-Ausgabe.  CMdR

verwaltung für Bildung, Jugend und Fa­
milie die dafür notwendigen Ressourcen 
zur Verfügung stellt. »Die Kolleg*innen 
sind verunsichert und überfordert. Wir 
brauchen klare und verlässliche Regelun­
gen. Die Erzieher*innen wollen ihrer pä­
dagogischen Arbeit nachkommen und 
nicht medizinische Einschätzungen tref­
fen und Hygieneregeln entwerfen“, kriti­
sierte auch Christiane Weißhoff, Leiterin 
des Vorstandsbereichs Kinder­, Jugend­
hilfe und Sozialarbeit in der GEW BERLIN. 

 ■ Antimobbing-Beauftragte offiziell 
vorgestellt

Wenn Kinder oder Jugendliche in der 
Schule gemobbt werden, ist das für die 
Betroffenen oft mit viel Leid verbunden. 
Die Schüler*innen und meist auch ihre 
Eltern fühlen sich hilflos und wissen oft 
nicht, wohin sie sich wenden können. Um 
diese Situation zu verbessern, hat Bil­
dungssenatorin Scheeres die Stelle einer 
Antimobbingbeauftragten eingerichtet. 
Seit April ist die Stelle nun besetzt: mit 
der Familien­Psychologin Doreen Beer, die 
auch Mitglied unserer bbz­Redaktion ist. 
»Ich will dazu beitragen, dass Schule ein 
Ort wird, an dem sich Kinder gut entwi­
ckeln und angstfrei lernen können«, sagt 
Beer. Betroffene könnten sich auch ano­
nym an sie wenden. »Eltern sollten sich 
frühzeitig melden, bei mir oder anderen, 
wenn sie den Verdacht haben, dass ihr 
Kind gemobbt wird«, sagt Beer. Neben 
der Begleitung von Einzelfällen will sich 
die Antimobbingbeauftragte auch um 
strukturelle Verbesserungen kümmern 
und eine Antimobbingstrategie erarbei­
ten. Ihre Stelle gehört zum Beschwerde­
management der Bildungsverwaltung, bei 
dem vier Personen tätig sind, darunter 
auch der Antidiskriminierungsbeauftrag­
te Dervis Hizarci, der fast zeitgleich sei­
nen Abschied ankündigte. Nach nur ei­
nem Jahr gibt Hizarci seinen Posten wie­
der auf. Seine Nachfolge ist noch unklar.

  
 ■ Defizite bei der Nachrichten-

kompetenz 
Vielen Lehrer*innen ist die Vermittlung 
von Nachrichtenkompetenz wichtig, zu­
gleich sieht aber eine Mehrheit zu wenig 
Zeit dafür im Lehrplan. Nur gut jede*r 
Dritte (37 Prozent) hält den zeitlichen 
Rahmen im Lehrplan für ausreichend. 
Das geht aus einer von der Stiftervereini­
gung der Presse in Auftrag gegebenen 

Studie zur Vermittlung von Nachrichten­
kompetenz in der Schule hervor. Das In­
stitut für Demoskopie Allensbach befragte 
dazu im Februar und März 500 Deutsch­ 
und Sozialkundelehrer*innen der Sekun­
darstufe I in einer repräsentativen Stich­
probe. 55 Prozent halten die Vermittlung 
von Nachrichtenkompetenz, also Nach­
richten in den Medien verstehen und ein­
ordnen zu können, für »besonders wich­
tig«. Gleichzeitig zeigten viele Lehrkräfte 
ein beunruhigendes Verständnis der Rolle 
von Medien auf. Nur 60 Prozent etwa wa­
ren sich sicher, dass es Aufgabe der Me­
dien ist, »die Mächtigen kritisch zu beob­
achten und zu kontrollieren«. 40 Prozent 
gaben hingegen an, Medien seien dafür 
da, »die Bevölkerung für bestimmte An­
liegen zu mobilisieren«. 10 Prozent sag­
ten, dass Medien »die Meinungsbildung 
im Sinne der Regierung lenken« sollen.

 ■ Digitalpakt Schule: Geld fließt  
zu langsam

Über ein Jahr nach Beginn des Digital­
pakts Schule, für den sogar das Grundge­
setz geändert wurde, sind von den fünf 
Milliarden Euro Fördergeld des Bundes 
für digitalen Unterricht bislang nur 15,7 
Millionen Euro abgeflossen. Das geht aus 
der Antwort der Bundesregierung auf eine 
Frage der FDP­Fraktion im Bundestag her­
vor. Bundesbildungsministerin Anja Kar­
liczek sagte, die Zahlen ließen die Dynamik 
des Programms bisher nur in Ansätzen 
erkennen. Dies habe mit der Ausnahme­
situation in der Corona­Pandemie zu tun. 
Planungsprozesse mussten laut Karliczek 
zugunsten von Sofortmaßnahmen zurück­
gestellt werden. Die stellvertretende FDP­ 
Fraktionsvorsitzende Katja Suding sagte, 
das ändere nichts an der schlechten Bi­
lanz. »Die Mittel fließen auch deswegen 
so schlecht ab, weil noch immer viele 
Schulen und Schulträger an den bürokra­
tischen Hürden des Digitalpakts schei­
tern.« So müssen die Schulen jeweils Plä­
ne zum didaktischen Konzept hinter dem 
Mitteleinsatz entwickeln. Dass Karliczek 
die Antragstellung nicht entschlacke, 
»grenzt an Arbeitsverweigerung«. Der Di­
gitalpakt war am 17. Mai 2019 in Kraft 
getreten. Über das Förderprogramm stellt 
der Bund den Schulen fünf Milliarden 
Euro für Investitionen in digitale Tafeln 
(Smartboards), Schul­WLAN, Online­Lern­
plattformen und mobile Geräte zur Ver­
fügung. Von den Ländern kommen ins­
gesamt weitere 500 Millionen dazu.  

Die Inhalte in der bbz geben die Meinungen der Autor*innen wie­
der, nicht die der Redaktion. Erst recht nicht sind sie als verbands­
offizielle Mitteilungen der GEW BERLIN zu verstehen. Die bbz sieht 
es als ihre Aufgabe, nicht nur Verkündungsorgan der offiziellen Be­
schlusslage zu sein, sondern darüber hinaus auch Raum für kontro ­
verse Positionen zu geben, Diskussionen zu ermöglichen und so 
zur Meinungsbildung in der GEW beizutragen.
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Das Klischee besagt, dass Studierende kaum et­
was für die Uni tun, stattdessen nur feiern, in 

ihren Party­WGs nie putzen und in den Mensen Ber­
ge an Kartoffelbrei in sich hineinschaufeln. Zu die­
sem Klischee gehört auch dazu, dass sie arm sind. 
Doch das sei nun mal Teil des Uni­Lotterlebens, und 
sobald man die Ausbildung abgeschlossen hat, krie­
ge man ja endlich ein gutes Gehalt. Die Lebensreali­
tät der Studierenden in Deutschland ist aber viel 
komplexer und ein großer Teil von ihnen ist nicht 
frisch von der Schule und frei von Sorgen: Häufig 
studieren sie auf dem zweiten Bildungsweg, sind 
bereits Eltern oder haben eine Behinderung. In einer 
Hinsicht aber trifft das Vorurteil zu: Studierende 
sind stark von Armut betroffen.

Aus dem Armutsbericht des Paritätischen Gesamt­
verbandes von 2018 geht hervor, dass circa 35 Pro­
zent aller Studierenden offiziell unterhalb der Ar­
mutsgrenze leben und in der letzten Sozialerhebung 
des Deutschen Studentenwerks ist nachzulesen, 
dass, während der Bezug von finanzieller Unterstüt­

zung durch den Staat immer seltener wird, immer 
mehr Studierende neben dem Studium arbeiten ge­
hen. Das Studium in Armut sollte nicht als aus­
schweifender Lebensstil verklärt, sondern als echtes 
gesellschaftliches Problem behandelt werden. Des­
halb widmet sich die bbz pünktlich zum Semester­
start diesem Thema.

Warum der Studierendenstatus ein Fluch sein kann, 
wenn es um die eigene finanzielle Absicherung geht, 
erklärt uns Miriam Ritter (Seite 14). Wie es sich an­
fühlt, wenn man als Student*in durch alle sozialen 
Netze fällt, berichtet Derya Demir (Seite 10), und die 
fatalen Auswirkungen der Corona­Krise auf das Leben 
vieler Studierender beleuchtet Juliane Ziegler (Seite 16). 
Leonie Ackermann schreibt darüber, wie schwierig 
es sich jeden Herbst für Studienanfänger *innen ge­
staltet, ein Dach über dem Kopf und Geld ins Porte ­
monnaie zu bekommen (Seite 20), und im Interview 
mit Wolf Dermann erfahren wir, welche Hürden 
Arbeiter*innenkinder auf ihrem Weg an und durch 
die Hochschule zu bewältigen haben (Seite 11).  

studieren in armut
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Schafft man den Studienabschluss nicht in der Regel­
studienzeit, wird man sitzengelassen. Mit dem vom 
BAföG­Amt erteilten Negativbescheid ging es dann 
direkt zum nächsten Amt. Wer bisher geglaubt hatte, 
dass der BAföG­Antrag bürokratisch sei, der hat noch 
nie mit dem Wohngeldamt zu tun gehabt. Mit einem 
manuskript­dicken Papierstapel stellte ich den Wohn­
geldantrag. Um viel ging es nicht. Vielleicht 50 bis 
100 Euro. Doch auch das sollte mir verwehrt bleiben, 
denn akribisch wie das Wohngeldamt ist, zählten sie 
sogar das Kindergeld zum Einkommen. Schmerzlich 
musste ich akzeptieren, dass mir weder BAföG noch 
Wohngeld zustanden. Ein Jahr lang musste ich also 
mit meinem kläglichen Einkommen und Kindergeld 
über die Runden kommen. Ein Jahr lang hatte ich so 
gut wie kein Geld. Konnte nicht mal eben ins Kino. 
Konnte nicht mal ein Wochenende mit Freund*innen 
verreisen. Und wehe es flatterte eine unerwartete 
Rechnung in den Briefkasten.

Weniger Ruhe und Zeit zu studieren

Die Erlösung kam erst mit dem Masterstudium und 
dem damit einhergehenden Anspruch auf Weiterför­
derung. Inzwischen hatte sich die Beitragshöhe so­
gar geändert. 853 Euro gibt es jetzt. Das klingt auf 
den ersten Blick gut. Auf den zweiten Blick sieht es 
wieder ganz anders aus. Denn die Erhöhung voll­
zieht nur nach, was seit Jahren schon spürbar ist – 
explodierende Mietpreise und steigende Lebenshal­
tungskosten. Zudem klatschte mir auch mein Alter 
ins Gesicht. Die große 25 – kein Kindergeld und ein 
hoher Krankenkassenbeitrag. Da wären wir also wie­
der bei plusminusnull. Denn wer kein Geld hat, 
muss neben dem Studium arbeiten. Wer neben dem 
Studium arbeitet, braucht länger für sein Studium. 
Wer länger für sein Studium braucht, wird nicht wei­
tergefördert. Ein Teufelskreis! 

Dass die Zeit des Studiums die schönste im Leben 
sei, hört man nicht selten. Insbesondere Men­

schen, die schon länger berufstätig sind, schwelgen 
nostalgisch in Erinnerungen, wenn es um ihre Studi­
enzeit geht, denn mit steigendem Alter wächst auch 
die Verantwortung. Doch für viele Studierende be­
ginnt der Bürokratiewahnsinn schon recht früh. Kön­
nen oder wollen die Eltern das Studium für ihre Kin­
der nicht finanzieren, ist die Suche nach anderen 
finanziellen Hilfen unabdingbar. Das Abi ist durch, 
die Immatrikulation für den Wunschstudiengang er­
folgt und der Umzug in eine neue Stadt steht bevor. 

»Puh, so viel Miete. Na gut.« Die Eltern würden gerne 
unter die Arme greifen, aber sie können nicht. Lei­
der. Zum Glück ist da noch das BAföG­Amt. Als ich 
mein Studium 2014 in Berlin aufnahm, lag der 
Höchstsatz bei 597 Euro. Das sollte reichen für Miete, 
Essen, Lebenshaltungskosten. Dass es noch Stipen­
dien für Studienanfänger*innen gibt, hat mir nie­
mand erzählt. Für mich hieß es damals: Arbeiten 
oder kein Geld. Aber die Arbeit nimmt letztlich doch 
mehr Zeit in Anspruch als erwartet. So schnell, wie 
es die Studien­ und Prüfungsordnung von mir for­
derte, konnte ich den Bachelor nicht abschließen. 
Dem BAföG­Amt ist das allerdings egal. 

Mehr Arbeit, Aufwand und Angst 

Wer keine finanzielle Unterstützung durch die Fami­
lie erhält, hat es schwerer im Studium. Sei es durch 
das zusätzliche Arbeiten, den bürokratischen Auf­
wand oder die Angst, dass die Miete nicht pünktlich 
bezahlt werden kann. Die Ruhe und Zeit, die man 
seinem Studium widmen sollte, wird einem dadurch 
radikal entzogen. Auch ich habe mich Jahr um Jahr 
durch eine Antrags­ und Unterlagenhölle gequält. 
Jahr um Jahr um meine Existenzgrundlage gebangt. 

täglich grüßt das 
existenzminimum

Wer keine finanzielle Unterstützung durch seine Eltern erhält, sieht sich im Studium  
schnell mit Geldsorgen, Existenzängsten und Bürokratiekämpfen konfrontiert

von Derya Demir

Derya Demir, Masterstudentin der 
Filmwissenschaft an der FU Berlin

»Schafft man den Studienabschluss  
nicht in der Regelstudienzeit,  
wird man sitzengelassen.«
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Die Zahlen der letzten Sozialerhebung des Deutschen 
Studentenwerks zeigen eine paradoxe Entwicklung: 
Während es im Jahr 2016 mit 48 Prozent anteilsmä-
ßig noch nie so wenige Studierende ohne einen Eltern-
teil mit Hochschulabschluss gab, sind sie in absoluten 
Zahlen (1,35 Millionen) heute so zahlreich wie nie zu-
vor. Was sagt das über die soziale Durchlässigkeit der 
Hochschulen aus?

Dermann: Diese Zahlen können irreführend sein. 
Man muss immer die Vergleichsgröße haben, wie viel 
Prozent der Kinder eines Jahrgangs aus einem El­
ternhaus kommen, in dem mindestens ein Elternteil 
Akademiker*in ist. Und dieser Anteil ist natürlich 
auch kontinuierlich gestiegen. Wenn die Leute aber 
lesen, das ist fast 50­50, dann klingt das für viele so, 
als sei das sehr ausgeglichen und gerecht. Aber das 
ist es natürlich nicht. Knapp weniger als ein Viertel 
eines Jahrgangs hat ein Elternteil, das ein Studium 
abgeschlossen hat. Also wachsen über drei Viertel 
aller Kinder ohne ein akademisch gebildetes Eltern­
teil auf. Wenn im Studium dann jeweils zur Hälfte 
Akademiker*innen­ und Arbeiter*innenkinder lan­
den, dann bedeutet das, dass Kinder aus Akademi­

ker*innen­Haushalten eine dreimal höhere Chance 
haben, zu studieren. 

Aber noch mal nachgehakt: Es gibt mehr Arbeiter*in-
nenkinder an der Universität als je zuvor und die 
Chance des einzelnen Arbeiter*innenkindes zu studie-
ren, ist heute auch höher als vor ein paar Jahrzehn-
ten. In Relation zu den Akademiker*innenkindern 
haben sich ihre Chancen aber nicht verbessert. Zeigt 
sich das Problem auch über diesen Vergleich hinaus?

Dermann: Wir haben natürlich eine veränderte Ar­
beitswelt, die viel mehr akademische Qualifikation 
braucht, und deshalb ist auch unter den Kindern von 
Nicht­Akademiker*innen die Studierendenrate ge­
stiegen. Wir haben hier aber die Disparität, dass Ar­
beiter*innenkinder stärker an die Fachhochschulen 
gehen, die heute ein Drittel aller Studierenden um­
fassen. Diese Expansion ist an den Universitäten 
noch nicht ganz angekommen. Also gilt für viele 
Arbeiter*innenkinder zwar, dass ihnen ein Bildungs­
aufstieg gelungen ist, dass sie aber trotzdem oft 
nicht an die Orte gelangen, an denen sich traditio­
nell die Akademiker*innenkinder tummeln.

auf fremdem terrain
Über die besondere Situation von Studierenden aus nicht-akademischen Elternhäusern  

spricht die bbz mit Wolf Dermann, Geschäftsführer von ArbeiterKind.de

Das Interview führte Joshua Schultheis
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zent. Es ist absurd, sich einfach die am schlechtes­
ten verdienenden Akademiker*innen herauszupi­
cken und diese dann mit erfolgreichen Unterneh­
mer*innen zu vergleichen. Man muss immer auf das 
Ganze gucken und es wäre ungerecht, wenn man 
Arbeiter*innenkindern vorenthielte, dass das Studi­
um auch für sie der Bildungsweg ist, mit dem sie 
später einmal am meisten verdienen können.

Nun gab es ja nicht nur in den Siebzigern, sondern 
auch in den Zweitausender Jahren eine Bildungsex-
pansion. Auch das BAföG wurde abermals umgestellt 
auf immerhin einen Halbzuschuss zusätzlich zu dem 
Kredit über die restlichen 50 Prozent. Warum konnten 
auch dieses Mal die Arbeiter*innen- nicht mit den 
Akademiker*innenkindern gleichziehen?

Dermann: Eben weil BAföG zur Hälfte ein Kredit 
geblieben ist, und was gerade Menschen mit einem 
akademischen Hintergrund ganz schwer zu vermit­
teln ist, ist die Angst vor Verschuldung, die in sozial 
schwachen Familien extrem stark ausgeprägt ist. 
Kindern aus Arbeiter*innenhaushalten wird oft ein­
gebläut, dass es sich nicht gehört, Schulden aufzu­
nehmen. Im Deutschen spielt da auch die gleiche 
Wortherkunft von »Schuld« und »Schulden« mit hin­
ein. Hinzu kommt, dass dieselbe Schuldenhöhe eben 
nicht für jeden gleich ist gemessen am Vermögen der 
Herkunftsfamilie und am dem zu erwartenden Erbe.

Ich nehme aber an, nicht alle Gründe, die Arbeiter*in-
nenkinder von der Universität fernhalten, sind ökono-
mischer Natur…

Dermann: Immer, wenn jemand als erste Person in 
der Familie studiert, betritt sie fremdes Terrain. Sie 
geht einen Weg, den die Eltern nicht gegangen sind. 
Diese können ihren Kindern dann oft im Studium 
nicht helfen oder sie raten ihnen sogar davon ab, 
weil sie ein negatives Bild von Studierten haben, die 
sich für etwas Besseres halten. In akademischen 
Haushalten dagegen erzählen die Eltern von ihrem 
Studium. Dass die eigenen Kinder auch einmal zur 
Uni gehen, wird so zur Selbstverständlichkeit. In 
nicht­akademischen Familien gibt es solche Erzäh­
lungen nicht, dagegen ist hier die unterschwellige 
Erwartung eher, dass die Kinder wie ihre Eltern auch 
eine Ausbildung machen. Da braucht es Figuren, die 
einem andere Perspektiven aufzeigen können. Das 
können Lehrer*innen sein oder auch mal Nachbar­
*innen. Da das aber eine Sache des Zufalls ist, gehen 
wir von Arbeiterkind.de in die Schulen und machen 
Infoveranstaltungen darüber, warum es sich lohnt 
zu studieren und wie man das finanzieren kann.

Betrachten wir einmal die ökonomische Lage von Stu-
dierenden aus Arbeiter*innenfamilien. Der Einkommens-
 unterschied zwischen Studierenden mit der höchsten 
Bildungsherkunft und solchen mit der niedrigsten 
beziffert sich auf knapp 50 Euro. Das klingt erst ein-
mal nicht viel. Haben Arbeiter*innenkinder denn ein 
besonderes Problem, ihr Studium zu finanzieren?

Einige Bundestags-Abgeordnete – insbesondere bei 
CDU und AfD – und einige Intellektuelle, wie etwa der 
Philosoph Julian Nida-Rümelin, fordern eine geringere 
Abiturquote und damit weniger Studierende, da sie 
glauben, wir hätten es in unserer Gesellschaft mit 
einer »Überakademisierung« zu tun. Gleichzeitig sol-
len Ausbildungsberufe symbolisch aufgewertet wer-
den. Was halten Sie von dieser Vorstellung?

Dermann: In diesem Punkt geht es um unter­
schiedliche Definitionen von Aufstieg und Gerech­
tigkeit. Aus unserer Sicht geht es um den Aufstieg 
bis ganz nach oben und nicht nur um die Chance für 
alle, irgendeinen Arbeitsplatz zu bekommen. Haben 
alle Kinder die gleiche Chance, Vorstandsvorsitzen­
de*r von Daimler zu werden? Auch wenn man mit 
einer dualen Ausbildung viele Möglichkeiten hat, 
will man in den Bundestag ist ein Uniabschluss de 
facto obligatorisch. Da muss sich die Politik auch an 
die eigene Nase fassen, weil in allen Parteien die 
Selbstverständlichkeit herrscht, dass sich das poli­

tische Spitzenpersonal aus Akademiker*innen rekru­
tiert. Da ist es verlogen zu sagen, dass ein Studium 
nicht wichtig sei, um es weit zu bringen.

Es wird immer das Beispiel des Tischlermeisters her-
angezogen, der viel mehr verdiene als die Kunsthisto-
rikerin. Aber auch das geben die Zahlen nicht her: Im 
Durchschnitt verdient man mit einem akademischen 
Grad deutlich mehr als ohne einen.

Dermann: Ja, genau. Der Stundenlohn einer Aka­
demiker*in mit fünfjährigem Studium im Vergleich 
zu einer Berufsgebildeten ohne Meister ist um 78 
Prozent höher und mit Meister immer noch 29 Pro­

»Beim BAföG ist eines der größten  
Probleme das Informationsdefizit  
sowie die Angst vor Bürokratie und  
Verschuldung.«
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Dermann: Schaut man sich die absoluten Zahlen 
an, dann fällt eine Form der Ungerechtigkeit gar 
nicht ins Auge: Arbeiter*innenkinder aus einem fi­
nanziell schwachen Elternhaus gehen auch mehr 
jobben. Diese Studierenden haben dann weniger 
Zeit, sich auf ihr Studium zu konzentrieren und ar­
beiten häufig auch in fachfremden Jobs, weil sie 
nicht warten können, bis sich eine passende Stelle 
ergibt. Ihr finanzielles Niveau mag dann dem Durch­
schnitt entsprechen, gerecht ist das dennoch nicht.

Studierende aus nicht-akademischen Elternhäusern 
kriegen überdurchschnittlich oft BAföG, auch wenn 
die Förderrate auch hier rückläufig ist. Wie gut ist die 
staatliche Unterstützung für studierende Arbeiter*in-
nenkinder?

Dermann: Beim BAföG ist eines der größten Prob­
leme das Informationsdefizit sowie die Angst vor 
Bürokratie und Verschuldung. Das verhindert, dass 
viele Anspruchsberechtigte überhaupt BAföG bean­
tragen. Wir setzen uns dafür ein, dass das amerika­
nische System übernommen wird, wo den Studieren­
den mit der Studienplatzzusage eine Mappe mit al­
len Unterlagen zur Studienfinanzierung zugesandt 
wird. Darüber hinaus ist der BAföG­Satz trotz der 
letzten Erhöhung längst nicht ausreichend. Insbe­
sondere die Wohnpauschale ist mit Blick auf die 
Mietpreise in den großen Städten viel zu gering.

Während die Bedeutung von BAföG abnimmt, nimmt 
die der Stipendien zu.

Dermann: Stipendien gehen auch überproportional 
an Kinder aus akademischen Elternhäusern, auch 
wenn es unter den Begabtenwerken auch Ausnah­
men gibt. Auch hier gibt es das Problem, dass Arbei­
ter*innenkinder von Stipendien meist nichts wissen, 
während Akademiker*innenkinder häufig schon 
durch ihre Eltern von dieser Möglichkeit erfahren. 
Da ist die soziale Schieflage natürlich vorprogram­
miert. Das Wissen darum, dass man gar nicht unbe­
dingt ein Einser­Abi braucht, um ein Stipendium zu 
erhalten, ist leider nicht gleichmäßig verteilt. Die 
meisten Abiturient*innen aus nicht­akademischen 
Familien schließen für sich von vorhinein aus, dass 
sie gut genug dafür sind.

Welche Hilfs- und Beratungsangebote gibt es für Stu-
dierende aus Arbeiter*innenfamilien? 

Dermann: Der Großteil der Angebote sind solche, 
die eigentlich allen Studierenden offenstehen und 
auf die wir auch permanent weiterverweisen. Das sind 
die allgemeinen Studierendenberatungen, die Bera­
tungen der Studentenwerke oder im Besonderen die 
Sozialberatungen der ASten, weil die besonders gute 
Insidertipps haben. Arbeiter*innenkinder sind in be­
sonderem Maße auf solche unterstützende Beratung 
angewiesen, müssen aber häufig motiviert und an­
geregt werden, diese tatsächlich wahrzunehmen, 
weil es auch hier bestimmte Ängste gibt. Wir von 
Arbeiterkind.de gehen teilweise mit Studierenden 

zusammen zum BAföG­Amt. Auch ich habe das schon 
gemacht und ich erinnere mich an einen Fall, in dem 
die Studentin nach einem Gespräch im BAföG­Amt 
tatsächlich glaubte, ihre finanzielle Unterstützung 
sei ihr gerade entzogen worden, dabei fehlte ledig­
lich noch ein Dokument. Zum Glück konnte ich das 
Missverständnis aufklären. Das hat mir sehr ein­
drücklich gezeigt, wie groß einerseits die Verunsiche­
rung bei vielen Studierenden aus Arbeiter*innenfami­
lien ist und andererseits, wie wenig manchmal getan 
werden muss, um einen echten Unterschied zu machen.

Was macht ArbeiterKind.de noch, um Studierende aus 
Arbeiter*innenfamilien zu unterstützen?

Dermann: An erster Stelle steht bei uns das Moti­
vieren zum Studium. Der Kern unserer Arbeit ist es, 
in Schulen zu gehen und dort über die eigenen Er­
fahrungen als Erstakademiker*in zu erzählen sowie 
über die Möglichkeiten der Studienfinanzierung zu 
informieren. Zusätzlich bieten unsere Ehrenamtli­
chen individuelle Unterstützung für Jugendliche an, 
die bei einer unserer Veranstaltungen waren oder 
unser Infotelefon anrufen. Die kriegen dann vor und 
während des Studiums jemanden vermittelt, mit 
dem sie sich treffen können und der bei Problemen 
ansprechbar ist. Für die Zeit nach dem Studium ha­
ben wir schließlich ein Berufseinstiegsprogramm. 
Vom Übergang ins Studium bis in den ersten Job 
können wir so Arbeiter*innenkinder unterstützen. 
Darüber hinaus sind wir auch eine Community. Das 
heißt, diejenigen, die sich bei uns engagieren, sind 
teilweise selbst noch im Studium und unterstützen 
sich gegenseitig. Wir haben 80 lokale Gruppen in 
Deutschland, deren jeweilige Mitglieder sich mindes­
tens einmal im Monat treffen, um sich auszutau­
schen und zu bestärken.  

»Studierende aus einem finanziell 
schwachen Elternhaus müssen mehr 
jobben gehen und haben weniger 
Zeit, sich auf ihr Studium zu  
konzentrieren.«
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das trotz dem letzten BAföG­Reförmchen von 2019. 
Hier gab es zwar punktuelle Verbesserung, eine 
strukturelle Verbesserung der Studienfinanzierung 
war die »Reform« jedoch nicht.

»Lieber« arbeiten als BAföG

Während die BAföG­Förderquoten abnehmen, arbei­
ten immer mehr Studierende zusätzlich zum Studi­
um. Studentische Jobber*innen fallen unter das so­
genannte Werkstudierenden»privileg«. Das heißt, 
dass bei unter 20 Wochenstunden der Job nicht voll 
sozialversicherungspflichtig ist. Damit müssen sich 
Studierende selbst krankenversichern und sie zahlen 
nicht in die Arbeitslosenversicherung ein – und be­
kommen im Gegenzug dafür mehr Geld raus. Oft 
finden Studierende das sogar gut, weil es ihnen lie­
ber ist, mehr Geld zu haben, als sozial abgesichert 
zu sein. Doch es birgt Risiken: es gibt keinen An­
spruch auf Krankengeld und bei Jobverlust gibt es 
kein Arbeitslosengeld I, weil nicht in die Versiche­
rung eingezahlt wurde.

Aktuell ist das ein Problem, da Studierende da­
durch nicht in Kurzarbeit gehen können. Kurzarbeit 
ist das Instrument, mit dem die Bundesregierung 
versucht, Corona abzufedern. Auch wenn die Kurz­
arbeit zu Recht auch von gewerkschaftlicher Seite 

Die Corona­Pandemie hat viele Lücken im Sozial­
system aufgezeigt. Das gilt auch für Studierende: 

vor allem wenn sie aus dem BAföG herausfallen und 
keine (ausreichende) Unterstützung von den Eltern 
bekommen. Doch das war auch schon vor Corona 
ein Problem. Was zurzeit passiert, ist nur die Zuspit­
zung einer ausgrenzenden Studienfinanzierung. Es 
ist ein politisches Problem, das viele Facetten hat.

Fangen wir zunächst beim Bundesausbildungsför­
derungsgesetz an, kurz BAföG: Das BAföG ist dafür 
gedacht, dass Studierende staatliche Unterstützung 
bekommen, wenn ihre Eltern ihnen wegen zu gerin­
gen Einkommens keinen Unterhalt zahlen können. 
BAföG fördert somit keine Studierenden mit reichen    
Eltern. BAföG ist eine Sozialleistung und im Gegen­
zug zur Finanzierung des Studiums werden viele 
Hürden geschaffen. Zum einen ist der BAföG­Satz 
viel zu niedrig, um davon zu leben. Und zum ande­
ren wird der Kreis der BAföG­Bezieher*innen mit 
Absicht klein gehalten. Das führt dazu, dass viele 
keinen BAföG Anspruch haben, zum einen wegen 
der vielen BAföG­Ausschlussgründe (beispielsweise 
Staatsbürgerschaft, Alter, zu viele Ausbildungen/
Studiengangwechsel) und zum anderen wegen der 
strengen Einkommensanrechnung von Eltern, Ehe­ 
beziehungsweise Lebenspartner*innen und dem ei­
genen Vermögen und Einkommen. Letztendlich be­
kommen immer weniger Studierende BAföG – und 

studis ohne absicherung
Für viele Studierende gestaltet sich die Finanzierung ihres Studiums schwierig.  

Ein Grund ist, dass sie von vielen Sozialleistungen ausgeschlossen sind

 von Miriam Ritter
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kritisiert wird: studentische Jobber*innen haben 
nicht einmal die Möglichkeit dazu. Und das, obwohl 
sie teilweise sehr viel arbeiten und sich hauptsäch­
lich durch diese Arbeit finanzieren. 

Aber wenigstens Hartz IV

Studierende haben normalerweise auch keinen An­
spruch auf Arbeitslosengeld II, weil ihre Ausbildung 
zumindest prinzipiell BAföG­förderungsfähig ist. 
Somit sind sie auch hier nicht abgesichert, wenn sie 
arbeitslos werden. Lediglich im Teilzeitstudium, Ur­
laubssemester oder nach 3­monatiger Krankheit be­
steht für die meisten Studierenden ein Anspruch. 
Tatsächlich hat Hartz IV einige Vorteile gegenüber 
dem BAföG: zumindest wird nicht lediglich eine pau­
schale Miete von 325 Euro gezahlt, sondern die vol­
le Miete. Das ist zumindest in Städten mit teuren 
Mieten wie Berlin durchaus relevant. Auch der Regel­
satz ist beim Jobcenter mit aktuell 432 Euro höher 
als beim BAföG mit 427 Euro. Das BAföG hat dabei 
weniger Repressionsmechanismen als Hartz IV, was 
dafür jedoch nicht zur Hälfte zurückgezahlt werden 
muss. Auch lässt sich der Bezug von BAföG­Leistun­
gen leichter als von Arbeitslosengeld II mit einem 
Nebenjob vereinbaren.

Wichtig für den Bezug von ALG II: Die Vorausset­
zungen, um ein Teilzeitstudium oder Urlaubssemes­
ter zu beantragen, werden vom Landeshochschulge­
setz und/oder der Uni geregelt. Es ist sinnvoll, sich 
über die Regelung und Verwaltungspraxis zu infor­
mieren. Gründe können zum Beispiel Kindererzie­
hung, Pflege von Angehörigen, Krankheiten, chroni­
sche Erkrankungen beziehungsweise Behinderungen 
und Erwerbstätigkeit sein. Rein studienbezogene 
Gründe reichen nicht aus, um einen Anspruch auf 
Leistungen erheben zu können.

Schuldenfalle KfW-Kredit

Studierende haben als letztes Mittel noch die Mög­
lichkeit, einen Kredit aufzunehmen, etwa bei der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW). Doch schon 
vor Corona war der KfW­Kredit für Studierende eine 
der schlechteren Optionen. Im Zuge der Pandemie 
wurde der Zugang zu diesen Krediten etwas erleich­
tert und Bildungsministerin Kaliczek tut nun so, als 
ob sie den großen Wurf gelandet habe. Dabei werden 
so nur noch mehr Studierende als ohnehin schon in 
die Verschuldung getrieben. Den Zahlen nach bean­
tragen seit Corona überdurchschnittlich häufig in­
ternationale Studierende den Kredit. Sie sind oft auf 
ihren Job zur Finanzierung angewiesen, weil sie 
meistens keinen Anspruch auf BAföG oder andere 
Sozialleistungen haben. Für Krisen wie die aktuelle 
sind sie daher besonders anfällig.

Neben dem KfW­Kredit lässt Karliczek 100 Millio­
nen Euro für alle Studierende in Not springen. Das 

hört sich erst einmal nach viel Geld an – steht je­
doch in keinem Verhältnis zu dem Bedarf. Die »Über­
brückungshilfe für Studierende in akuter Notlage« 
durfte im Juni, Juli und August beantragt werden 
und es können bis zu 500 Euro pro Monat ausge­
zahlt werden. Das Ganze kommt zunächst einmal 
drei Monate zu spät! Abgesehen davon, dass nie­
mand von 500 Euro leben kann, gibt es keine Sicher­
heit, Geld zu bekommen: Ein Rechtsanspruch auf die 
Leistung wird ausgeschlossen. Es gibt zahllose Be­
richte, die über intransparenten Kriterien, eine 
falsch arbeitende Software und fehlende Möglichkei­
ten, Unterlagen nachzureichen, klagen. Es ist also 
eher Glückssache, ob ein Antrag genehmigt wird. 

Letztlich ist es egal, welches Sozialsystem für Stu­
dierende geöffnet wird. Hauptsache ist, dass es eine 
Lösung für ALLE gibt. Sie sollen wissen, dass und 
wie sie durch diese Zeit kommen können und nicht 
Angst um ihre Existenz haben, ihr WG­Zimmer un­
tervermieten und irgendwo auf einer Couch schlafen 
müssen. Eine Situation, in der manche Studierende 
nicht mehr wissen, wie sie sich und vielleicht auch 
ihre Familie ernähren können, oder in der sie als 
einzigen Ausweg nur die Exmatrikulation sehen, weil 
sie Semestergebühren nicht zahlen können, ist un­
tragbar. 

Es muss eine Lösung her, die keine Lotterie ist, die 
verlässlich ist und auf die alle Studierende zählen 
können. Hier müssen vor allem internationale Stu­
dierende mitgedacht werden. BAföG­Öffnung für 
Alle, Werkstudi­»Privileg« abschaffen und weg mit 
dem Hartz­IV­Leistungsausschluss für Studierende. 
Am besten alles auf einmal und das besser gestern 
als heute! 

Miriam Ritter, Sprecherin des  
Landesausschusses der Studierenden 

der GEW BERLIN
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zen wären. Unsere Unileitung und auch der Senat 
sind leider nicht dafür bekannt, auf eigene Faust die 
studienfreundlichen und notwendigen Lösungen zu 
finden.

Nachdenken über den Studienabbruch

Die gravierendsten Ergebnisse der Umfrage umfas­
sen die finanzielle Situation der Studierenden und 
die Studienbedingungen. Allein etwa die Hälfte der 
Studierenden mit einem Nebenjob gaben an, Auswir­
kungen auf ihre finanzielle Situation zu verzeich­
nen, die Gehaltseinbußen umfassen und Existenz­
ängste zur Folge haben. Rund 90 Prozent der Be­
fragten gaben an, dass sie damit rechnen, aufgrund 
der Pandemie jetzt oder künftig stärkeren Belastun­
gen im Studium ausgesetzt zu sein. Bestätigt hat 
sich das durch zahlreiche Berichte über überpropor­
tionale Arbeitsbelastungen, was die Vor­ und Nach­

Als Mitte März die Ausgangsbeschränkungen zur 
Eindämmung der Coronapandemie in Kraft tra­

ten und das öffentliche wie kulturelle Leben quasi 
zum Stillstand kam, wurde schnell deutlich, dass 
das kurz­ und mittelfristig zu einem massiven Ab­
bau von Jobs führen würde. Minijobs und Leihar­
beitsverhältnisse werden nicht nur an Hochschulen 
zu einem Großteil von Studierenden erledigt. Da 
sich etwa zwei Drittel der Studierenden deutsch­
landweit mit Nebenjobs das Studium finanzieren, 
war uns von Anfang an klar, dass die Krise hier be­
sonders hart treffen würde. Die Frage, die uns be­
schäftigte, war also nicht, wo die Probleme liegen, 
sondern welches Ausmaß sie haben. Eine Umfrage 
zur Studiensituation in der Coronakrise, die wir En­
de April bis Anfang Mai 2020 durchführten und an 
der sich über 4.000 Studierende beteiligten, offen­
barte eine unhaltbare Situation. Die Ergebnisse dien­
ten uns auch dazu, zu bewerten, welche Maßnahmen 
im Vordergrund stehen sollten und wie sie umzuset­

bildung für alle  
statt bildung für reiche

Auf dem Höhepunkt der Coronapandemie führte der Refrent_innenRat der HU Berlin  
eine Umfrage über die Auswirkungen der Krise auf das Leben der Studierenden durch.  

Die Ergebnisse zeigen, wie dramatisch sich die Situation vieler verschlechtert hat

von Juliane Ziegler
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bereitung der Lehrveranstaltungen sowie die Ar­
beitsleistungen angeht. Die Erfahrungen einzelner 
Studierender decken sich hier mit dem Feedback 
vieler Fachschaftsvertretungen. Wir hatten zu Beginn 
der Vorlesungszeit außerdem das Problem, dass vie­
le Studierende keine Plätze in den benötigten Lehr­
veranstaltungen bekommen haben. Auch das schlug 
sich in den Umfrageergebnissen nieder: gut 50 Pro­
zent der Befragten gaben an maximal 75 Prozent des 
üblichen Studienpensums erfüllen zu können, auch 
weil sich der Zugang zu den digitalen Lehrformaten 
in diesem Semester erschwerte (56 Prozent). Ange­
sichts dieser Situation ziehen rund 30 Prozent der 
Befragten einen Studienabbruch in Erwägung. 7 Pro­
zent gaben sogar an, stark bis sehr stark darüber 
nachzudenken.

Es hat sich zudem gezeigt, dass Studierende mit 
Kindern und ausländische Studierende nochmal stär­
ker betroffen sind. Fehlende Kitabetreuung, Home­
schooling und so weiter wirken sich natürlich auch 
auf die Möglichkeiten aus, am Universitätsbetrieb 
teilzunehmen, selbst wenn er online stattfindet. 
Ausländische Studierende, insbesondere diejenigen 
aus Nicht­EU­Staaten, hatten neben der ohnehin 
schon häufiger prekäreren Finanzierungsituation in 
vielen Fällen auch noch mit aufenthaltsrechtlichen 
Problemen zu kämpfen. Innerhalb dieser Gruppen 
ist die Quote derjenigen, die über einen Abbruch 
nachdenken, deutlich höher: Bei Studierenden aus 
Nicht­EU­Staaten liegt sie bei 41 Prozent, bei Studie­
renden mit Kindern sogar bei 44 Prozent. Zudem 
geben rund 50 Prozent der Studierenden mit Kin­
dern an, die Vereinbarkeit von Studium und Kindern 
habe sich massiv verschlechtert. 

Materielle Grundsicherung für alle

Es gibt keinen Zweifel, dass die Ergebnisse unserer 
Umfrage mit leichten Schwankungen auf andere Bun­
desländer übertragbar sind. Die breite Datenbasis 
und die Universalität der Krise, die sozial­ und fi­
nanziell schlechter gestellte Menschen überall un­
gleich härter trifft, lassen das ohne weiteres zu. Sie 
dürfte auch an Aktualität nicht eingebüßt haben. 
Schließlich gibt es bis heute keine finanzielle Hilfe 
für Studierende, die nicht ein schlechter Witz wäre. 

Außerdem zeigt der Prüfungszeitraum des Som­
mersemesters, dass wesentlich weniger Studierende 
angesichts des chaotischen Prüfungsgeschehens be­
reit sind Prüfungen zu schreiben und stattdessen 
lieber Studienverzögerungen in Kauf nehmen. 
Rechtswidrige und restriktive Ausgestaltungen der 
Prüfungsformate, technische Schwierigkeiten und 
uneinheitliche Regelungen verschärfen diese Situa­
tion noch. Selbst bei einer temporären Verbesserung 
der Studiensituation und der finanziellen Lage eini­
ger, werden diese Probleme für einen großen Teil 
mittel­ bis langfristig bestehen bleiben. Zumal sich 
im letzten halben Jahr gezeigt hat, dass es kaum 

politischen Willen gibt an dieser Situ­
ation etwas zu ändern. Dabei liegen 
die Zahlen auf dem Tisch. Sie sind ein 
klarer Handlungsimperativ an Politik 
und Hochschulen.

Auch für Studierendenvertretungen 
müssen diese Zahlen die Handlungs­
grundlage sein. Und so versuchen wir 
Verbesserungen zu erreichen, wo es 
geht. Beratungsangebote sind ein Teil 
davon, aber oft genug nur Symptom­
bekämpfung, die die eigentlichen Pro­
bleme nicht lösen kann. Politische 
Probleme brauchen politische Lösun­
gen und nicht deren Individualisie­
rung. Bereits zu Beginn der Krise ha­
ben Studierendenvertretungen bun­
desweit darauf hingewiesen, was zu 
tun wäre. Es gab offene Briefe und 
unzählige Gespräche mit Hochschul­
leitungen und Politiker*innen, die da­
rauf abzielten, die schlimmsten Aus­
wirkungen auszugleichen und die 
materielle Lebensgrundlage der Stu­
dierenden zu sichern. Wir hatten zwar 
Ende März in einer Lageeinschätzung 
bereits einige notwendige Maßnahmen 
aufgelistet, die die Hochschulen und 
Politik hätten treffen müssen, um eine 
soziale Segregation der Studierenden­
schaft zu verhindern, bedauerlicher 
Weise wurde hinsichtlich der materiel­
len Situation der Studierenden aber 
bis heute nichts verbessert. Es wurde 
im Gegenteil deren fortschreitende 
Verschlechterung in Kauf genommen. 

Die Öffnung des BAföG und Hartz IV für alle Stu­
dierenden, unabhängig von Staatsbürgerschaft oder 
Aufenthaltstitel, wäre machbar, eine materielle 
Grundsicherung für alle, statt Milliardenhilfen für 
Unternehmen, notwendig. Studierenden letzten En­
des nur die Wahl zwischen massiver Verschuldung 
und einem Zuschuss, dessen Bewilligung scheinbar 
ausgewürfelt wird, zu lassen, wird langfristig eini­
gen nur die günstigere Option des Studienabbruchs 
lassen – gerade für ausländische und Studierende 
mit Kindern. Wenn wir nicht wollen, dass das Hoch­
schulstudium wieder in erster Linie den Deutschen, 
Gutsituierten und Kinderlosen vorbehalten ist, muss 
dieses reaktionäre Krisenmanagement beendet wer­
den. Die Probleme sind identifiziert, die Lösungen 
liegen auf dem Tisch. Es ist allerhöchste Zeit für Po­
litik und Hochschulleitungen Mut und Verantwor­
tung zu beweisen und zu handeln, anstatt uns wei­
ter mit Lippenbekenntnissen abzuspeisen. 

Juliane Ziegler, Referentin für Lehre und Studium im 
RefRat und studentische Senatorin im Akademischen 

Senat der HU Berlin

Glaubst du aufgrund der Pandemie  
jetzt oder in Zukunft in deinem  
Studium stärker belastet zu werden?
Anzahl der befragten Personen: 3.313

  gar nicht
  stark 

  wenig 
  sehr stark

%7,41
15,84

41,28

35,23

Studierende, die Einkommenseinbuße 
haben: Kommst du durch den Ausfall 
deines Einkommens in Existenznot?
Anzahl der befragten Personen: 1.077

19,28
10,01

46,74

22,87

%
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Beratung für Studierende mit Kind(ern)  
des RefRats der HU

In der Beratung für Studierende mit Kind(ern) wird 
häufig nach Betreuungsmöglichkeiten fürs Kind 

gefragt. Oft müssen sich Studierende von der Fami­
lie unterstützen lassen oder muss in Partnerschaften 
der oder die Partner*in einspringen. Während des 
Lockdowns im Rahmen der Corona­Pandemie war es 
besonders für Studierende, die »nur« zu einem gro­
ßen Teil ihre Kinder allein erziehen, nicht möglich, 
eine Notbetreuung zu bekommen, unter anderem 
weil die Senatsverwaltung bestimmt hatte, dass die­
se Menschen im strengen Sinne nicht alleinerzie­
hend sind. Dies ist eine große Belastung für Eltern 
und Kinder gewesen. Manche Dozierende haben in 
dieser Situation studierenden Eltern geraten, einfach 
die Tür zu schließen und die Kinder sich selbst zu 
überlassen. Aber auch ohne Pandemie haben wir 
deutlich zu wenig Betreuungsangebote an den Uni­
versitäten und in einigen Fächern – zum Beispiel in 
den praktischen Anteilen des Studiengangs Sport – 
gibt es keine Möglichkeit, einen Nachteilsausgleich 
geltend zu machen. 

Enthinderungsberatung des Referent-
*innenrates (RefRat) der HU

Studierende mit chronischen Erkrankungen und/
oder Behinderungen müssen sich oft zwischen 

ihrer Gesundheit und Lohnarbeit entscheiden, be­
sonders wenn sie keinen BAföG­Anspruch haben. 
Das bedeutet, dass das Studium auf der Strecke 
bleibt und vor allem in späteren Semestern, in Kom­
bination mit einer dann verschlechterten Gesund­
heitssituation, finanzielle Engpässe entstehen. Dann 
sind oft Urlaubssemester und Teilzeitstudium die 
einzigen Optionen, finanziell über die Runden zu 
kommen. Oder das Studium muss abgebrochen wer­
den. Während der Corona­Krise sind behinderte und 
kranke Studierende oft genauso von Kündigungen 
betroffen gewesen wie andere Studierende auch, ha­
ben aber möglicherweise weniger Wahlmöglichkeit 
bei der Jobsuche. Studierende mit chronischen Er­
krankungen, Behinderung und Diskriminierungser­
fahrungen wissen oft nicht, dass sie ein Recht auf 
Unterstützung haben. Sie denken, Zähne zusammen­
beißen ist ihre einzige Option. Daraus ergibt sich im 
Lauf des Studiums oft eine komplizierte Mischung 
aus verschlechterter Gesundheit, prekärer finanziel­
ler Lage und Studienverzögerung.

guter rat  
ist nicht teuer

An den Berliner Universitäten gibt es zahlreiche 
kostenlose Beratungsstellen. Dort bekommen die 

Mitarbeiter*innen einen besonderen Einblick 
 in die Nöte und Sorgen von Studierenden
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BAföG- und Studienfinanzierungs-
beratung des RefRats der HU

Typisch für Studierende, die in unsere Beratung 
kommen, ist, dass es irgendein Problem mit der 

Finanzierung gibt und weitere Probleme dazu kom­
men, die die Situation noch verschlimmern. Ob es 
sich nun um Studienorganisation, Schwierigkeiten 
mit einem bestimmten Thema oder mit Lehrkräften 
oder um persönliche Schwierigkeiten handelt, ist 
sehr individuell. Besonders schwer haben es alle, die 
keine Studienfinanzierung haben, ob über Eltern 
oder das BAföG. Hierzu zählen etwa Menschen ohne 
deutschen Pass und insbesondere Studierende ohne 
EU­Pass trifft es hart. Aber auch Studierende mit Be­
treuungs­ und Pflegeverantwortung, mit chronischen 
Erkrankungen oder Behinderungen, solche mit un­
geraden Lebensläufen, wie etwa häufigen Studien­
gangwechsel, aber auch Studierende, die über die 
festgesetzten Altersgrenzen für finanzielle Unter­
stützung gekommen sind. Und natürlich alle, die aus 
dem BAföG­Bezug wegen den im Gesetz verankerten 
Vorgaben herausfallen. Es bräuchte eine Studienfinan­
zierung, die von der Höhe her genug ist, damit das 
Studium leistbar wird. Und es bräuchte eine Finan­
zierung, die ohne die aktuellen Hürden auskommt, 
durch die ein großer Teil der Studierenden schon per 
se von der Förderung ausgeschlossen ist.

BERATUNG ZUM STUDIUM TROTZ CORONA

Liebe GEW Studis,
nachdem der letzte Semesterstart für alle turbulent gelaufen 
ist, möchte die Abteilung Wissenschaft der GEW BERLIN euch 
zum Semesterstart unterstützen. Deshalb bieten wir euch eine 
Beratung zu BAföG und weiteren Finanzierungsmöglichkeiten 
sowie zur Studien­ und Prüfungsorganisation unter Corona­ 
Bedingungen an. 

Die Beratungen finden am 12. und 26.10.2020 
jeweils von 16 bis 18 Uhr statt.
Bitte meldet euch für die jeweiligen Termine vorher an, 
die Beratung findet per Telefon statt. 

BAföG und Finanzierung: 
miriam.ritter@extern.gew­berlin.de

Studium und Prüfungen: 
joao.fidalgo@extern.gew­berlin.de
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Gerade zum Start jedes Wintersemesters suchen 
zahlreiche Erstsemester*innen eine Wohnung, einen 
Nebenjob und warten auf ihren BAföG­Bescheid. 
Nicht nur bezahlbarer Wohnraum ist in den Hoch­
schulstädten knapp, vielerorts können Studierende 
froh sein, überhaupt etwas zu finden. So begann das 
Studium in den letzten Jahren häufig in der Notun­
terkunft, bei Bekannten oder Fremden auf dem Sofa.

Diesen Oktober wird sich dieses Bild wahrschein­
lich drastisch verändern. Denn Notunterkünfte, wie 
es sie zum Beispiel in Frankfurt am Main in der Ver­
gangenheit gab, scheinen unter Gesichtspunkten des 
Infektionsschutzes nur mit großen Einschränkungen 
möglich. Auch die Bereitschaft, Fremde am Anfang 
des Semesters auf der eigenen Couch unterzubrin­
gen, dürfte deutlich gesunken sein. Praktisch bedeu­
tet dies, dass der Geldbeutel mehr denn je entschei­
det, ob ich mein erstes Semester überhaupt an mei­
nem Studienstandort verbringen kann, und damit, 
ob ich Zugriff auf die Infrastruktur vor Ort habe. Zu 
dieser Infrastruktur zählt beispielsweise kostenloses 
WLAN, Bibliotheken, günstiges Essen in Mensa und 
Cafeteria, Labore und Übungsräume.

Natürlich, das kommende Wintersemester soll hy­
brid werden und daher wird es auch für Erstsemes­
ter, die keinen bezahlbaren Wohnraum an ihrem 
Studienstandort finden, möglich sein, an Lehre teil­
zuhaben. Doch auf die oben genannte Infrastruktur 
verzichten zu müssen, möglicherweise keinen ad­
äquaten Lernraum zur Verfügung zu haben und der 
fehlende soziale Anschluss an Kommiliton*innen 
wird für viele Erstsemester eine große Herausforde­
rung werden. Denn Lernen ist auch ein sozialer Pro­
zess und der Austausch mit einer Sitznachbarin in 
der Veranstaltung, der Besuch bei der Fachschaft 
und die gemeinsame Erarbeitung von Übungsblät­
tern und Präsentationen haben entscheidenden Ein­
fluss auf den Studienerfolg.

Doch all diese Probleme werden noch überschattet 
von den finanziellen Sorgen, denen Erstsemester zu 
Studienbeginn ins Auge blicken müssen. Die wohl 
bekannteste Art der Ausbildungsförderung in der 
Bundesrepublik, für die sich Deutschland auch gerne 
international als besonders sozial fortschrittlich 

Der Einstieg ins Studium ist für viele aufregend. 
Ein neuer Lebensabschnitt beginnt, in dem man 

sich ganz dem Fach seiner Wahl widmen kann, ein 
Abschluss soll neue Wege eröffnen – doch nicht nur 
die COVID­19 Pandemie und die daraus resultieren­
de Wirtschaftskrise sorgen dafür, dass Erstis im Win­
tersemester 2020/21 eher mit Bangen als in freudi­
ger Erwartung in die Zukunft blicken. Natürlich war 
auch vor Corona nicht alles tutti für Studierende im 
ersten Semester. 

herzlich willkommen im 
leben in armut

 Die COVID-19 Pandemie stellt Erstsemester dieses Jahr vor besondere Herausforderungen.  
Sie verstärkt die üblichen Schwierigkeiten, wie die Suche nach einer Unterkunft  

und einem Nebenjob, und vergrößert die soziale Ungleichheit

von Leonie Ackermann

»Für ein gutes,  
selbstbestimmtes Leben  
und Lernen reicht das  
Geld nicht.«
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rühmen lässt, ist das BAföG. Die Defizite der 
BAföG­Förderung sind von Seiten der GEW, des frei­
en zusammenschlusses von student:innenschaften 
(fzs) und weiteren bildungspolitischen Akteur*innen 
in der Vergangenheit immer wieder scharf kritisiert 
worden. Zu wenige können durch die realitätsfernen 
Regelungen überhaupt von der Ausbildungsförde­
rung profitieren.

Außerdem dauert die Bearbeitung der Anträge, die 
jedes Jahr neu gestellt werden müssen, häufig so 
lange, dass Förderlücken entstehen. Die ausstehende 
Summe wird zwar nachgezahlt, aber Studierende 
müssen möglicherweise ein oder zwei Monate ohne 
Förderung überbrücken. Gerade am Anfang des Stu­
diums auf den Förderbescheid zu warten, kann für 
Erstis zur Geduldsprobe werden und sie in finanzi­
elle Bedrängnis bringen. Wie sich die Bearbeitungs­
dauer der BAföG­Anträge aufgrund der Pandemie 
und der Überlastung der Kapazitäten der Studieren­
denwerke durch die Anträge auf Überbrückungshilfe 
entwickeln wird, ist bislang nicht abzusehen. Eine 
Beschleunigung des Verfahrens erscheint allerdings 
unwahrscheinlich.

Unabhängig davon kann nur ein bedarfsdeckendes 
BAföG als Vollzuschuss für alle, unabhängig von Al­
ter, Studiendauer, Herkunft und familiärer Hinter­
grund, vielen Studierenden die Möglichkeit geben, 
ihr Studium sorgenfrei zu absolvieren, sowie einigen 
überhaupt erst über ein Studium nachzudenken. Die 
Maßnahmen der letzten BAföG­Reform können das 
nicht leisten. Die geplanten Erhöhungen kommen zu 
spät, fallen zu gering aus und erreichen zu wenige. 
Besonders zu Beginn des Studiums, wenn Umzugs­
kosten, Lehrmaterialien und Kaution fällig werden, 
zeigt sich die Fehlkonstruktion des BAföG.

Für ein gutes, selbstbestimmtes Leben und Lernen 
reicht das Geld nicht. Studierende müssen sich die 
Semesterbeiträge und nötige Anschaffungen vom 
Mund absparen, die Förderung ist nicht ausreichend, 
um die stetig steigenden Mieten zu bezahlen. Studie­
rende zu fördern bedeutet daher auch sozialer Woh­
nungsbau, eine funktionierende Mietpreisbremse, 
bedarfsdeckender Ausbau und Sanierung von Wohn­
heimplätzen, die Unterstützung von alternativen 

Wohnkonzepten und die Enteignung von Leerstand 
und Spekulationsobjekten.

Da das BAföG die steigenden Lebenshaltungskos­
ten nicht ausreicht auffängt, braucht es die Eltern 
und Erwerbsarbeit der Studierenden, um finanzielle 
Lücken zu kompensieren. Doch diese beiden wichti­
gen Säulen wackeln durch die Pandemie stark. Zahl­
reiche Studierendenjobs in der Gastronomie und im 
Service sind weggefallen. Auch an Hochschulen wur­
den studentische Stellen im Stundenumfang redu­
ziert oder ganz gestrichen.

Zudem sind auch in vielen Fällen die Eltern in fi­
nanzielle Bedrängnis geraten und nicht in der Lage, 
weiterhin für die Ausbildung ihrer Kinder aufzukom­
men oder diese zu unterstützen. Für Erstsemester 
bleiben damit nur noch wenige Optionen. Sie kön­
nen sich auf ein Stipendium bewerben oder einen 
Studienkredit aufnehmen. Bei einer Bewerbung für 
ein Stipendium ist der Erfolg häufig nicht absehbar 
– Planungssicherheit sieht anders aus. Kredite haben 
diesen Nachteil nicht, allerdings schreckt die Ver­
schuldung viele ab, vor allem Studieninteressierte 
aus nicht­akademischen Haushalten. Dementspre­
chend stehen Erstis hier vor schwierigen Abwägun­
gen, und es würde mich nicht wundern, wenn viele 
vor einer Einschreibung im kommenden Winterse­
mester zurückschrecken. 

Leonie Ackermann, Vorstandsmitglied 
beim freien zusammenschluss von  

student:innenschaften

»Mehr denn je entscheidet der  
Geldbeutel, ob ich mein erstes  
Semester überhaupt an meinem  
Studienstandort verbringen kann.«
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Ich übernahm zwei Sommerschulgrup­
pen in Wilmersdorf, die ich für ein bun­

desweit tätiges Nachhilfeinstitut durch­
führte. Für eine dritte Gruppe an einer 
Spandauer Schule engagierte mich ein 
freier Träger der Jugendhilfe, der von der 
Senatsbildungsverwaltung maßgeblich 
mit der Durchführung der Berliner Som­
merschule beauftragt worden war. Im Ge­
gensatz zum Nachhilfeinstitut wurde 
beim zweiten Träger kein Bewerbungsge­
spräch mit mir durchgeführt; wer ein po­
lizeiliches Führungszeugnis vorlegen 
konnte, durfte unterrichten. Weil auch die 

angekündigten Fortbildungsmaßnahmen 
nicht stattfanden, waren die Unterschie­
de in der pädagogischen Ausrichtung in 
Spandau enorm. Ich empfinde es als grob 
fahrlässig, dass Menschen ohne pädago­
gische Erfahrung überhaupt nicht ge­
schult wurden. Einigen Honorarkräften, 
mit denen ich gearbeitet habe, schien die 
Verantwortung, die sie für die Kinder tra­
gen, überhaupt nicht klar zu sein. 

Doch nicht nur die Vorbereitung der 
Sommerschule lief schlecht. Der Träger 
war in Spandau nicht bereit, die Schü­
ler*innenlisten abzugleichen und die Dis­
krepanz zwischen 29 gemeldeten und 9 
tatsächlich erschienenen Schüler*innen 
aufzulösen. Erst am fünften Tag wurde 
mir die Liste mit dem Auftrag übergeben, 
alle Eltern zu kontaktieren. Durch dieses 

Verfügung standen und der Unterricht 
somit in die Turnhalle, durch Stellwände 
abgetrennt, verlegt wurde. Selbstverständ­
lich kann ein Träger nicht über die Raum­
nutzung entscheiden, aber er sollte ver­
suchen, auf Bedingungen Einfluss zu neh­
men und sich für Lösungen einzusetzen.

Zusammenfassend kann ich sagen, 
dass der Träger auf mich überfordert und 
unstrukturiert wirkte und ein geringes 
Interesse an einer guten pädagogischen 
Arbeit signalisierte, während das Nachhil­
feinstitut weit besser vorbereitet und in­
teressiert das Projekt übernahm. Ich habe 
noch nie ein Projekt erlebt habe, bei dem 
auf allen Seiten Menschen derart unnötig 
vor den Kopf gestoßen wurden. Mir bleibt 
nur zu hoffen, dass meine Erfahrungen 
die Ausnahme darstellen und das Som­
merschulprojekt im Herbst auf gesunden, 
engagierten, professionellen Füßen steht.
  

Versäumnis konnten elf Kinder ihre Som­
merschule erst in der zweiten Woche be­
ginnen. Viel zu spät erfuhren wir, dass 
bei Nichterscheinen der Schüler*innen 
die Versuche der Kontaktaufnahme nach­
zuweisen waren. Fehlende Dokumentati­
onen erlaubten nämlich dem Träger, die 
Honorarauszahlung zu verweigern. Bei 
meiner Tätigkeit in Wilmersdorf, anderer 
Träger, wurde dieses Chaos vermieden, 
indem ich vor Sommerschulbeginn die 
Familien kontaktierte. 

In Spandau hatten wir keine Ansprech­
partner*innen auf Seiten der Schule, auch 
telefonisch stand uns niemand zur Seite. 
Zudem lagen keine Förderinformationen 
oder gar Grundregeln der Schule vor, im 
Gegensatz zu meinem Einsatz in Wilm­
ersdorf. Daher musste man zunächst ein 
paar Tage einplanen, um den Förderbe­
darf jedes einzelnen Kindes zu prüfen, 
was ebenfalls den Effekt der Sommer­
schule minimierte. Die Logbücher, die 
mir weder in Wilmersdorf noch in 
Spandau in ausreichender Anzahl zur 
Verfügung standen, erwiesen sich eher 
als sommerschuluntauglich. Die Kinder 
der ersten und zweiten Klasse mühten 
sich, die zweite Seite über Stärken und 
Schwächen auszufüllen, Heftvorrichtun­
gen für Arbeitsblätter fehlten.

Alle Kinder, die ich in diesen Sommer­
schulkursen betreute, benötigten und 
brauchen weiterhin intensive Unterstüt­
zung. Ich habe jeden Tag sehr gerne mit 
all diesen Kindern gearbeitet, die fast 
durchweg gut miteinander lernten und 
sich auf das Sommerschulprojekt einlie­
ßen. Die Rahmenbedingungen aber über­
lappten am Ende negativ die positiven 
Erfahrungen mit den Schüler*innen.

Willkommen, so mein Eindruck, war 
man in den Schulen nicht. In Spandau 
herrschte ein unprofessionelles Chaos, 
das dadurch verstärkt wurde, dass in der 
letzten Woche keine Klassenräume zur 

Erfahrungen  
mit der Sommerschule

Ein Projekt, zwei Träger: Die qualitativen Unterschiede könnten nicht größer sein

von Britta Gaedecke

Britta Gaedecke,  
DAF- und  

Nachhilfe-Lehrerin

»Diejenigen, die eigentlich 
im Mittelpunkt dieses  
Projektes stehen sollten, 
die Kinder, rückten  
immer stärker in den  
Hintergrund.«
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Mit den Schulschließungen wurde die 
Debatte um die Gestaltung zu­

kunftsfähiger Schulen ins Bewusstsein 
einer breiteren Öffentlichkeit gerückt. 
Dabei wurde wie unter einem Brennglas 
sichtbar, an welchen Stellen es im Schul­
system hapert. Vielerorts wurde zwar in 
kürzester Zeit improvisiert und nachge­
bessert. Dennoch bleiben grundsätzliche 
Mängel bei der Ausstattung mit IT, der 
technischen Infrastruktur, dem digitalen 
Knowhow der Lehrkräfte und der unzeit­
gemäßen Gestaltung von Unterricht wei­
terhin sichtbar. Mit einigen Monaten Ab­
stand können jetzt erste Lehren aus der 
Corona­Krise formuliert werden. Unter 
ihrer Berücksichtigung zeigt sich eine 
vielleicht einmalige Chance: Schulen kön­
nen dank der Erfahrungen der vergange­
nen Monate aufbrechen und eine zeitge­

dabei überwindbar sind. Damit das Beste 
aus »beiden Welten«, aus Präsenz­ und 
digitalem Fernunterricht, auch in Zukunft 
zusammengeführt werden kann, braucht 
es entsprechende technische Ausstattung 
sowie individuelle und systemisch ver­
stärkte Fortbildungsbemühungen. Für ein 
nachhaltiges In­Gang­setzen dieser Schul­
entwicklungsprozesse fehlt es nicht an 
Wissen, sondern an Ressourcen und ei­
nem höheren und systematischeren Grad 
der Vernetzung auf allen Ebenen.

Als Schulentwickler beschäftigt mich 
die Frage, welcher Ansatz die größte Wir­
kung für eine sinnvolle Weiterentwick­
lung der Schule nach Corona entfalten 
könnte. Deshalb möchte ich den folgen­
den Überlegungen eine These voranstel­
len: Damit Schulen die Chance der Auf­
bruchsstimmung nutzen können, braucht 

mäße Lernkultur etablieren: Beziehungs­
basiert, partizipativ, entgrenzt und – wo 
immer es sinnvoll ist – digital.

Es fehlt nicht an Wissen, sondern an 
Vernetzung

Die Lehren aus dem Lockdown liegen da­
bei auf der Hand. Unterricht lebt, unab­
hängig von der Beschäftigung mit Materi­
al, von Beziehungen. Sind diese intakt, 
spielt es eine untergeordnete Rolle, ob 
Lernen synchron oder asynchron beglei­
tet wird. Entscheidend ist vielmehr, dass 
eine fähige Lehrkraft ein zum Alter der 
Schüler*innen, zum Inhalt und zum Grad 
der Selbstständigkeit passendes Unter­
richtsangebot formuliert. Die Corona­Pan­
demie hat gezeigt, dass Zeit und Raum 

Entfesselt die Schulleitungen
Die Corona-Krise hat nicht nur Probleme, sondern auch die Gestaltbarkeit von Schule 

ins Bewusstsein gerückt. Joschka Falk entwirft ein Reformpaket, das Schulen durch 
gestärkte Führungskräfte zum Aufbruch ermutigen könnte

von Joscha Falck
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es allen voran aufgewertete und gestärk­
te Schulleitungen! Denn: Sie sind die 
Schlüsselstelle zur Gestaltung einer sinn­
vollen und wirksamen (digitalen) Schul­
entwicklung über die Krise hinaus. Als 
Change Agents müssen sie den Wandel 
gestalten, die Lehren aus der Corona­Kri­
se systematisch verarbeiten und den Ent­
wicklungsprozess einer dazulernenden 
Organisation moderieren. Lobende Worte 
allein werden dabei nicht reichen. Es 
braucht eine umfangreiche Empower­
ment­Strategie für die mittlere Führungs­
ebene des Schulsystems. 

Ich bin davon überzeugt, dass die Lei­
tung einer Schule ab einer Größe von 180 
Schüler*innen immer von zwei Personen 
plus zwei Stellvertreter*innen ausgeübt 
werden sollte. Diese Personen sollten un­
terschiedliche Aufgabengebiete betreuen, 
grob aber nach eher verwaltenden Tätig­
keiten (Typ Schul­Manager*in) und eher 
entwickelnden Tätigkeiten (Typ Schul­ 
Entwickler*in) getrennt werden. Bei grö­
ßeren Schulen ab 540 Schüler*innen soll­
te das Schulleitungsteam durch einen 
beziehungsweise ab 900 Schüler*innen 
durch zwei weitere Stellvertreter*innen 
unterstützt werden. Für die Auswahl ge­
eigneter Kandidat*innen sollte mehr auf 
die charakterliche Eignung sowie deren 
inhaltliches Vor­Engagement geachtet 
werden als auf Dienstalter oder formelle 
und diskussionswürdige Ergebnisse dienst­

erleben, dass Schulen sehr viel unter­
schiedlichere und kreativere Lösungen 
zur eigenen Gestaltung fänden. Diese 
individuellen Wege würden das Besonde­
re einzelner Schulen hervorheben, eine 
stärkere Identifikation innerhalb der 
Schulgemeinde fördern und automatisch 
dazu führen, dass sich besonders gelun­
gene Konzepte stärker verbreiten – auch 
wenn derartige Freiheiten selbstver­
ständlich Rahmenbedingungen, Stan­
dards und Begleitung durch professio­
nelle Schulentwicklungsmoderator*innen 
bräuchten.

Darüber hinaus sollten alle Schulen 
über ein eigenes Budget verfügen, um 
Anschaffungen und Investitionen unab­
hängig von einem Sachaufwandsträger 
tätigen zu können. Dieses Budget müsste 
einen beträchtlichen Teil des Schul­Etats 
einer Kommune ausmachen, um vor al­
lem hinsichtlich der Ausstattung eigen­
verantwortlich handeln zu können. Die 
Wir­müssen­schauen­was­wir­krie gen­Men­
talität vieler Schulen könnte dadurch in 
ein verantwortungsvolles und selbstbe­
stimmtes, systematisch aufeinander auf­
bauendes, Was­brauchen­wir­wirklich­Kon­
zept übergehen. Gleiches gilt für den 
Bereich der Personalverantwortlichkeit. 
Was wäre das für eine Revolution, wenn 
Kolleg*innen die Chance hätten, zu 
Schulleitungen zu finden, die zu ihnen 
passen – und umgekehrt.

licher Beurteilungen. Für schulisches Füh­
rungspersonal ist eine entsprechende Vor­
qualifikation in Bereichen des Leaders­
hip, der Schuladministration, der Schul­
entwicklung und der Personalführung un­
abdingbar, auch durch universitäre Master­
studiengänge. 

Eigenverantwortliche Entscheidungen 
treffen

Andreas Schleicher, Bildungsforscher und 
Direktor der Bildungsabteilung der OECD, 
äußerte im Juni in den Tagesthemen, 
dass in Deutschland »nur 13 Prozent al­
ler bildungsrelevanten Entscheidungen 
vor Ort in den Schulen getroffen« wer­
den. Tradition im Bildungssystem sei es, 
»dass das Ministerium in Deutschland 
Vorgaben macht und die vor Ort umge­
setzt werden«. Schleicher dürfte damit 
vor allem Entscheidungen aus den Berei­
chen der Prüfungskultur, der Unterrichts­
organisation sowie der Haushalts­ und 
Finanzverantwortlichkeit meinen. Hier 
fehlt es Schulleitungen im staatlichen Bil­
dungssystem an Gestaltungsspielräumen. 
Dürften Schulleitungen etwa vor Ort ei­
genständiger darüber entscheiden, inwie­
weit sie die Stundentafel aufbrechen, ei­
gene Stundenpläne zimmern oder alter­
native Formen der Leistungsfeststellung 
und ­beurteilung entwickeln, würden wir FO
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»Schulleitungen müssen den Wandel gestalten 
und den Entwicklungsprozess einer  
dazulernenden Organisation moderieren.  
Es braucht eine umfangreiche  
Empowerment-Strategie für die mittlere  
Führungsebene des Schulsystems.«
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Gesundheitsschutz für Schulleitungen

Hört man sich unter Schulleiter*innen 
um, kann derzeit von Zufriedenheit kaum 
eine Rede sein. Nach der repräsentativen 
Studie »Leadership in German Schools« 
der Universität Tübingen geben 53 Pro­
zent der Befragten an, unter Stress und 
Überlastung zu leiden. Bei etwa jeder 
sechsten Schulleitung wurden sogar Hin­
weise auf einen Burnout gefunden. Es ist 
ein verheerendes Paradoxon: Die Gestal­
ter*innen der Schulen vor Ort sind auf­
grund der Fülle an Aufgaben häufig so 
stark belastet, dass es in vielen Fällen 
nur zum Verwalten reicht – und das 
schreibe ich ohne jeden Vorwurf an die 
einzelnen Personen. Mehr ist bei der der­
zeitigen Arbeitsbelastung kaum zu schaf­
fen. Neben den bisher beschriebenen 
Maßnahmen bräuchte es ein vernünftiges 
Beratungsangebot, das speziell auf die 
Bedürfnisse von Schulleitungen abge­
stimmt ist, zum Beispiel durch Coaching 
oder Supervision und/oder ein Bera­
ter*innen­Netzwerk, das ins eigene Haus 
geholt werden kann. Das gilt auch für 
alle fachlichen Fragen, für die ein*e 
Schulleiter*in heute quasi nebenbei Ex­
pert*in sein muss. Ich denke vor allem an 
Fragen der Gebäudeausstattung, des 
Brandschutzes, des Gesundheitsschut­
zes, der digitalen Ausstattung, des Daten­
schutzes und vieles mehr. Für diese Fra­
gen braucht es Fachpersonal, das gegen 
Bezahlung an die Schulen kommt. Mit 
dieser Auslagerung könnte überdies 
Rechtssicherheit hergestellt werden – ein 
nicht zu unterschätzender Faktor, der 
Schulleitungen in der Praxis häufig dazu 
zwingt, lieber die »Füße still zu halten«, 
um kein Risiko einzugehen. Diese Hal­
tung ist dann in erster Linie Selbstschutz. 
Denn Stress, Überlastung und die Angst 
vor (rechtlichen) Fehltritten wirken sich 
im schlimmsten Fall negativ auf die Ge­
sundheit aus. Die Sorge um das Wohler­
gehen von Lehrkräften und Schulleitun­
gen sollte jedoch eine der höchsten Prio­
ritäten für jeden Arbeitgeber sein.

Entlastungsstunden für eine echte 
Qualitätsoffensive

Neben der Freistellung der Schulleiter*in­
nen vom Unterricht, braucht es zudem 
einen nicht zu geringen Stundenpool 
»Schulentwicklung und Fortbildung«, 
über den das Führungsteam frei verfügen 

gen zur Organisation des Lernens disku­
tieren und tradierte Strukturen auflösen, 
wo immer es nötig ist. Dabei geht sicher 
nicht alles und auch nicht alles auf ein­
mal, obwohl wir derzeit so frei wie nie 
sein dürften. Man kann und sollte diese 
Monate nutzen, um auszuloten, was zur 
Leitbildentwicklung sowie der Profil­
schärfung, und im übertragenen Sinne 
zur Entfesselung der eigenen Schule 
möglich ist. Jetzt gilt es, danach zu fra­
gen, wie viel Klassenzimmer, wie viel 
Stoffvermittlung, wie viel Stundenplan, 
wie viel Prüfungen und Benotung, ja 
letztlich wie viel »alte Schule« wir umge­
stalten (oder sogar abschaffen?) können 
und müssen. Denn nur wer sich von aus­
gedienten Mustern befreit, kann wirklich 
Platz für Neues schaffen. Abschließend 
stellt sich die Frage, ob Schulleiter*innen 
mehr verdienen sollten.

Schulleiter*innen verdienen mehr

Die Antwort lautet Ja! Neben der überfäl­
ligen Angleichung der Lehrer*innengehäl­
ter der unterschiedlichen Schularten 
muss die Besoldung von Schulleiter*in­
nen angehoben werden. Das liegt in ers­
ter Linie an den immer komplexeren Auf­
gaben, die ihnen seitens der Schuladmi­
nistration aufgebürdet werden. Zudem 
können Schulleiter*innen nicht mehr nur 
als Lehrkräfte mit einigen Zusatzaufga­
ben angesehen werden. Sie üben viel­
mehr einen neuen und eigenständigen 
Beruf aus. Ihre Leistung ist mit Führungs­
kräften eines mittleren Unternehmens 
vergleichbar. Und letztlich darf man auch 
nicht vergessen: Durch die Steigerung 
der Attraktivität von Schulleiter*innen­
stellen kann gewährleistet werden, über­
haupt noch genug Bewerber*innen zu 
finden. Bei bundesweit etwa 1.000 unbe­
setzten Schulleitungsstellen ist das in 
manchen Bezirken nämlich schon lange 
keine Selbstverständlichkeit mehr.  

kann. Mit diesen Entlastungsstunden 
können engagierte Kolleg*innen versorgt 
werden. Deren Einsatz wird dadurch ein 
Stück weit kompensiert und andere Kol­
leg*innen motiviert, ebenfalls Aufgaben 
aus dem Bereich der Schulentwicklung zu 
übernehmen. Zusätzlich sollte eine Stun­
de Fortbildung pro Woche fest im Unter­
richtsdeputat aller Lehrkräfte verankert 
sein. Dank dieser Entlastungsstunden 
könnte eine »von innen« getragene Qua­
litätsoffensive beginnen und das ganze 
Kollegium in Schwung versetzen. Erfolg­
reiche Schulen haben derartige »Graswur­
zelprozesse« bereits eigenverantwortlich 
initiiert. Dass diese jedoch ohne entspre­
chende strukturelle Voraussetzungen an­
laufen, liegt immer am überdurchschnitt­
lichen Engagement Einzelner, das für die 
Breite der Schullandschaft und die Ver­
schiedenheit der Kollegien nicht der Maß­
stab sein darf.

Eine Kultur der Potentialentfaltung

Dem Schulleitungsteam käme in dieser 
Skizze eine veränderte Rolle zu, die auch 
eine modernisierte Haltung erfordert. 
Einzelkämpfer*innen mit der Ich­und­
meine­Schule­ Denkweise können den 
Herausforderungen der heutigen Zeit 
nicht mehr adäquat begegnen. Schullei­
ter*innen müssen in der Lage sein, die 
Weisheit der Vielen zu erkennen und zu 
orchestrieren. Führungskräfte sollten ih­
ren Fokus dabei mehr auf das Aufspüren 
von Potenzialen richten und Lehrkräfte 
und das kollaborative Arbeiten in Teams 
fördern, wo immer es geht. An deutschen 
Schulen schlummert derart viel didakti­
sche Kompetenz, Kreativität, Engage­
ment, Begeisterung und Wissen, das häu­
fig brachliegt, weil alles von Alltagsbe­
wältigung und zu hohen Unterrichtsde­
putaten aufgefressen wird. Schulleitungs­
teams müssen diese brachliegenden 
Schätze entdecken und ihnen eine Platt­
form samt Entfaltungsmöglichkeiten 
schaffen. Sie führen ihre Schule leise, mit 
flachen Hierarchien und strukturiert, und 
idealerweise so, dass ein Kollegium da­
von wenig spürt und vielmehr selbst 
»vorne dran« steht.

Ein solches Reformpaket könnte Schul­
leitungen Kraft zum Aufbruch geben, um 
sich und ihrer Schule nach der Krise ein 
neues Selbstverständnis zu geben. Sie 
könnten mit ihren Kolleg*innen zum Bei­
spiel über fundamentale und mutige Fra­

 Joscha Falck,  
Mittelschullehrer und 

Schulentwickler in Bayern
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Anlässlich der Personalratswahlen in 
diesem Herbst hat sich die bbz vor­

genommen, diesem wichtigen Thema et­
was Leben einzuhauchen und dem nicht 
immer für alle ganz einsichtigen Ringen 
um die Arbeitnehmer*innenrechte ein Ge­
sicht zu geben. Vier Gesichter, um genau 
zu sein: Gökhan Akgün, Manuel Honisch, 
Joana Latorre und Silke Wenzel führen 
uns durch ihre persönlichen Personal­
ratsgeschichten, die Irrungen und Wir­
rungen intransparenter Zuständigkeiten 
und unkollegialer Vorgesetzter, durch 
eine Chronik großer Erfolge und mancher 
Enttäuschung. 

Was eine Personalrät*in macht

Personalrät*innen treten ein für die Rech­
te und Interessen ihrer Kolleg*innen, ste­
hen ihnen mit Rat und Tat zur Seite, ver­
handeln mit den Arbeitgebern und wer­
den laut, wenn es ungerecht zugeht. Sie 
kämpfen für weniger Belastung am Ar­
beitsplatz, sie betreiben Aufklärungsar­

sind vielfältig, herausfordernd und uner­
schöpflich. Silke fasst die Aufgabe einer 
Personalrät*in gerne so zusammen: »Eine 
Kollegin von mir versteht die Personalrä­
te als Wächter*innen. Ich finde, diese Be­
zeichnung trifft es gut.«

Warum man Personalrät*in wird

»Ich war schon im Personalrat als stell­
vertretende Frauenvertreterin«, erzählt 
Joana, »und irgendwann hat es mich 
dann über die Nachrücker*innenliste er­
wischt. Dann habe ich bewusst die Aufga­
be übernommen, da mir ganz klar ist, 
dass Personalratsarbeit eine wichtige Ar­
beit ist, die auch gemacht werden muss.« 
Gökhan dagegen wurde schon von Kindes­
beinen an auf seine Aufgabe vorbereitet: 
»Im Bezirk Friedrichshain­Kreuzberg wird 
man schon mit der Geburt politisiert.« 
Dass er sich auch in der Gewerkschaft 
engagieren will, war Gökhan spätestens 
dann klar, als sein dritter befristeter Ver­
trag in Folge dank der GEW entfristet 
wurde. »Da habe ich gemerkt, wie stark 
man gemeinsam in einer Gewerkschaft 
sein kann.« Wer A sagt, muss auch B sa­
gen, und so ließ sich Gökhan in den Per­
sonalrat wählen. Für Silke war es der 
Überdruss über die ewige Quengelei und 
Unzufriedenheit, ihre eigene und die ih­
rer Kolleg*innen: »Ich habe versucht, von 
der ganzen Schimpferei, Hilflosigkeit und 
Ohnmacht wegzukommen und das große 
Ganze zu begreifen: Wie entsteht was? 
Warum entsteht es? Ich wollte das verste­
hen und dann auch mitgestalten.« 

Wie es als Anfänger*in im PR ist

Die Anfangszeit im Personalrat muss kein 
Bauchklatscher ins kalte Wasser sein. 
Zum Glück gibt es nämlich die Gewerk­
schaft und die Kolleg*innen, mit deren 
Hilfe man garantiert nicht ertrinkt. Gökhan 

beit und wahren über die Einhaltung von 
Verträgen und Schutzbestimmungen. Sie 
sind die ersten Ansprechpartner*innen 
beim Wiedereinstieg nach Krankheit und 
Elternzeit, beim Planen eines Sabbaticals 
oder bei der Entscheidung für die Arbeit 
in Teilzeit. Was noch? Silke: »Wir kümmern 
uns auch um Dienstvereinbarungen, die 
Abläufe vereinfachen; die Mediation von 
Konflikten; die Sichtbarmachung von 
Machtstrukturen.« Bei Joana sind die 
Dauerbrenner der Einsatz für einen 
»wertschätzenden Umgang mit Mitarbei­
tenden« und für die »Schulung von Fach­
vorgesetzten, die oft Defizite in der Per­
sonalführung haben.« Manuel arbeitet 
sich gerne durch die Zahlen und Bilan­
zen, um zu schauen, »dass da alles or­
dentlich läuft. Man hat den Eindruck, 
dass dort öfter mal versucht wird zu 
tricksen, Dinge zu verschleiern.« In Pan­
demie­Zeiten kommt noch hinzu, »dass 
die Dienststellen versuchen, mit Corona 
als Ausrede so manche Arbeitnehmen­
denrechte einzuschränken«, wie Joana 
berichtet. Die Aufgaben des Personalrats 

Demokratie am Arbeitsplatz 
Alle vier Jahre wieder kommt die Personalratswahl. Ab Oktober sind die Beschäftigten des  

öffentlichen Dienstes dazu aufgerufen, ihre Interessenvertreter*innen zu wählen

von Joshua Schultheis
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hat die Unterstützung seiner Mitstreiter­
*innen noch gut in Erinnerung: »Das Ver­
trauen des Vorstands war immer da. Die 
haben gesagt: ›Gökhan mach einfach, 
probiere es, schreib einfach, sag uns was 
du brauchst!‹ So konnte ich dort sehr 
leicht fußfassen.« Bei aller Hilfestellung 
bleibt es einem jedoch nicht erspart, sich 
mit der nicht immer ganz rationalen Or­
ganisation der Bürokratie auseinanderzu­
setzen, wie Gökhan trotz aller Unterstüt­
zung feststellen musste: »Ein Hauptpro­
blem war das mit den Zuständigkeiten. 
Angenommen irgendetwas ist kaputt, da 
denkst du, die Schulaufsicht ist dafür 
verantwortlich – nein, das Bezirksamt ist 
verantwortlich, aber wir können das Be­
zirksamt nicht kontaktieren, weil alles 
über unsere Dienststelle laufen muss. Die 
Frage, wer ist für was zuständig, das hat 
mich am Anfang schon irregemacht.« 
Auch für Manuel war das Einarbeiten in 
den Personalrat kein Kinderspiel. »Den 
groben Überblick« habe er zwar sehr 
schnell gehabt, »aber im Detail, wie das 
alles funktioniert, das hat sehr lange ge­
dauert.« Sein Rezept lautet daher, so früh 
wie möglich im Personalrat anzufangen: 
»Die Personalräte brauchen natürlich 
Nachwuchs und es dauert immer eine 
Weile, bis man richtig eingearbeitet ist. 
Daher ist es wichtig, dass die Jungen 
jetzt anfangen im Personalrat, damit sie 
dann in einigen Jahren mehr Verantwor­
tung übernehmen können. Da werden 
gute Leute gebraucht und gesucht.«

haben ein sehr gutes und produktives 
Verhältnis zu dieser Personalleitung auf­
bauen können. Das war nicht so selbst­
verständlich und in der Vergangenheit 
auch nicht so gelebt, aber das ist jetzt so.« 
Außerdem konnten sie organisieren, dass 
immer auch eine Vertreter*in des Perso­
nalrats an allen Auswahlgesprächen teil­
nehmen kann, sodass sie die Gleichbe­
handlung und faire Prozesse direkt be­
einflussen können und hier keine Black­
box der Jobvergabe mehr entsteht. So ist 
es dem Personalrat möglich, »dafür zu 
sorgen, dass auch mal Menschen zu Aus­
wahlgesprächen eingeladen werden, bei 
denen das sonst nicht klar gewesen wä­
re.« Für Silke war der schönste Moment 
in ihrer Laufbahn als Personalrätin, als es 
gelungen ist, eine Personalversammlung 
zu organisieren und alle Kolleg*innen für 
einen gemeinsamen Austausch an einen 
Ort zu holen: »Die Vorbereitung, die Prä­
sentationen, der Kontakt zu den Mitarbei­
ter*innen, das Einholen von Feedback 
von den Kolleg*innen. Wir haben da su­
per als Team zusammengearbeitet.« 

Welche Niederlagen verkraftet werden 
müssen

Leider kann man nicht immer gewinnen, 
auch im Personalrat nicht. Bei Joana zum 
Beispiel stehen immer wieder »andere 
Prioritäten der Dienststelle« im Weg: 
»Wir haben es nicht geschafft, die alten 

Was im Personalrat erreicht werden kann

»Einmal sollte der Freizeitbereich einer 
Grundschule an einen freien Träger über­
geben werden«, erzählt Gökhan, »wir 
konnten das erfolgreich abwehren.« Im 
Personalrat kann man etwas erreichen, 
wenn man nur hartnäckig ist und im 
Team arbeitet, oder wie Joana es aus­
drückt: »Man braucht schon einen langen 
Atem und man muss es wollen.« Mit Aus­
dauer und Raffinesse haben es Joana und 
ihr Personalratsteam an ihrer Hochschule 
geschafft, die entsprechende Anerken­
nung der Dienststelle zu erkämpfen: »Wir 
haben eine neue Personalleitung und wir 
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Dienstvereinbarungen zu verbessern und 
neue auf den Weg zu bringen, weil es von 
der Dienststelle immer wieder Verzöge­
rungen gibt, die mit anderen Projekten 
begründet werden.« Auf ihre Mitstrei­
ter*innen kann sie sich aber auch in 
schwierigen Situationen verlassen: »Ich 
habe ein super tolles Team im Rücken. 
Ich sage immer, ›ich bin nicht der Perso­
nalrat, ich bin eine von neun‹, und dieses 
Team ist so gut und wir unterstützen uns 
alle gegenseitig so toll, dass ich irgend­
wann überzeugt war, wir schaffen trotz­
dem alles, was wir uns vorgenommen 
haben.« Wenn eine der Verhandlunspart­
ner*innen sich schlichtweg nicht an Ab­
machungen hält, kann man auch als Per­
sonalrät*in an seine Grenzen kommen, 
wie es auch Gökhan erleben musste: »Es 
gab einen Konflikt in einer Grundschule 
und wir hatten einen Deal mit der Schul­
aufsicht. Im Nachhinein haben wir ge­
merkt, dass die sich nicht an unsere Ab­
machung gehalten hat.« Für Gökhan eine 
bittere Erfahrung: »In dieser Sache konn­
ten wir die Interessen unserer Kolleg*in­
nen nicht ausreichend vertreten, weil wir 
irrtümlich geglaubt hatten, dass sich 
auch die Arbeitgeberseite an die Abma­
chung hält. Da habe ich mich betrogen 
gefühlt.« 

Warum Engagement im PR wichtig ist

Ein Argument dafür, sich im Personalrat 
zu engagieren, ist die Bereicherung, die 
die Aufgabe als Personalrät*in in den All­
tag bringt: »Ich finde es total gut, mal so 
eine Abwechslung zu haben – vier Tage 
Schule, ein Tag Personalrat. Da habe ich 
das Gefühl, ich erreiche etwas und die 
Aufgaben sind vielfältig und abwechs­
lungsreich,« sagt Manuel. Ein Problem ist, 
dass es im Personalrat immer wieder 
neue Mitglieder braucht, weil auch immer 
wieder welche gehen. »Wir verlieren die 
erfahrenen Personalräte nach und nach 
und müssen versuchen, einen Wissens­
transfer zu schaffen«, findet Gökhan. 
Allen, die darüber nachdenken, sich als 
Personalrät*in aufstellen zu lassen, will 
er Mut machen: »Man kann uns anspre­

kratie an ihrem Arbeitsplatz, meint sie 
dagegen, und glaubt, dass sich die Wah­
len trotz widriger Umstände problemlos 
durchführen ließen: »Man kann Briefwahl 
und Abstandsregeln auf jeden Fall umset­
zen.« Für Gökhan ist ein Trend der Entde­
mokratisierung schon länger feststellbar: 
»Wir sehen, dass die Schule immer mehr 
an Mitbestimmung und an Demokratie 
verliert. Wir sehen die Tendenz, dass 
schulische Gremien ausgehebelt werden, 
das unabgesprochen Vorentscheidungen 
getroffen werden.« Was man dagegen tun 
kann? Man müsse wählen gehen, meint 
Joana, denn: »Wählen ist wichtig, weil De­
mokratie sonst nicht funktioniert.« Ein 
weiteres Argument für sie: »Es ist ent­
scheidend, dass jede*r Einzelne an die 
Wahlurne kommt, sodass wir einen grö­
ßeren Rückhalt haben und damit entspre­
chend mehr Macht als Personalrat.« Gök­
han sieht das genauso: »Der Arbeitsgeber 
schaut ganz genau hin, wie die Wahlbe­
teiligung ist. Je mehr Kolleg*innen wäh­
len gehen, desto stärker können wir auf­
treten.«  

chen, unsere Türen sind offen, alle sind 
herzlich eingeladen sich zu beteiligen, 
und wir lassen die Kolleg*innen nicht al­
leine stehen.« Joana ist überzeugt, dass 
alle von neuen, jungen Mitgliedern im 
Personalrat profitieren, »weil wir, die al­
ten Hasen und Häsinnen, die jahrelange 
Erfahrung und die richtigen Connections 
haben. Und die Jungen haben einfach ei­
nen anderen Blickwinkel und einen ganz 
anderen Zugang zur Technik, zu neuen 
Methoden, die sind noch offener und fri­
scher.« Manuel kann verstehen, dass man 
sich am Anfang nur ungern gleich mit 
vollem Risiko in eine neue, unbekannte 
Aufgabe stürzen möchte, und hat des­
halb einen Tipp für alle, die noch zögern: 
»Eine gute Option für den Anfang ist, als 
Nachrücker*in zu kandidieren, wenn man 
nicht sofort komplett einsteigen will. Es 
werden immer Leute gebraucht, die mal 
für einzelne Sitzungen einspringen kön­
nen und die einfach reinschnuppern wol­
len.« Er ist davon überzeugt, »dass der 
Personalrat reale Macht hat, dass man 
dort was erreichen kann.« Und last but 
not least: »Es macht Spaß!«

Warum DU zur Wahl gehen solltest

Auch die Personalratswahlen 2020 stehen 
im Schatten der Corona­Pandemie. Joanas 
Arbeitgeber signalisiert in dieser Situati­
on, dass er die Wahlen am liebsten ver­
schieben würde. Das gefährde die Demo­
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Wer in diesem Jahr die Wahlzettel zu 
den Wahlen des Hauptpersonalrats 

(HPR) in der Hand hält, wird sich viel­
leicht fragen, warum die DGB­Gewerk­
schaften GEW, GdP, IG BAU und ver.di 
nicht auf einer gemeinsamen Liste kandi­
dieren, so wie bei der letzten Wahl im Jahr 
2016. Warum kandidiert ver.di alleine?

Der HPR vertritt als oberste Stufenver­
tretung die über 130.000 Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes im Land Berlin 
und ist damit einer der größten, wenn 
nicht der größte, Personalrat in Deutsch­
land. Er hat entsprechende Bedeutung. 
Der HPR ist für alle Angelegen heiten zu­
ständig, die über den Geschäftsbereich 
eines einzelnen Personalrats hinausge­
hen. Außer dem gehören die Beratung der 
Personalräte und die Durchführung von 
Einigungsverfahren zu den Aufgaben. Die 
Aufstellung der Listen wird auf DGB­Ebene 
moderiert und die Verhandlungen durch 
die Gewerkschaftsspitzen von GEW, ver.di, 
GdP und IG BAU geführt. Alle Gewerk­
schaften wollen im HPR natürlich ihren 
fairen Anteil an Plätzen, gemessen an der 
Anzahl der Beschäftigten die sie vertre­
ten und ihrem Organisationsgrad. Es liegt 
auf der Hand, dass das keine einfachen 
Verhandlungen sind. Die GEW BERLIN hat 
sich daher frühzeitig vorbereitet und auf 
den Beginn der Verhandlungen gedrängt.

Als GEW BERLIN vertreten wir einen 
sehr großen Teil der Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes in Berlin. Allein bei 
den Tarifbeschäftigten sind es deutlich 
über 40 Prozent, bei den Beamt*innen 
immer noch fast 30 Prozent. Das war frü­

Verhandlungen nicht bewegen und am 
Status Quo festhalten.

Dieses Festhalten am Anspruch, die 
größte und wichtigste Partei zu sein, irri­
tiert. GEW, GdP und IG BAU haben sich 
daraufhin auf eine gemeinsame Liste zur 
HPR Wahl ohne ver.di geeinigt. Wir Drei 
haben das sehr bedauert. Aber wir stehen 
für ein Bündnis auf Augenhöhe und Fair­
ness, denn es braucht den Zusammen­
halt, die Solidarität und die Stärke aller!

Nun wird gewählt. Es gibt zwei Listen 
der DGB­Gewerkschaften und im Dezem­
ber wird ausgezählt. GEW, GdP und IG 
BAU leisten wichtige Arbeit im HPR und 
das werden wir auch weiter tun. Die Be­
schäftigten in unseren Bereichen werden 
nur von uns kompetent und engagiert 
beraten und vertreten. Es ist daher sehr 
wichtig, dass sich noch mehr GEW­Kol­
leg*innen an der Wahl beteiligen, als es in 
der Vergangenheit getan haben. 

Wir Drei vertreten die Mehrheit der Be­
schäftigten im Land Berlin. Für die werden 
wir uns auch in den nächsten vier Jahren 
einsetzen. Für bessere Eingruppierungen, 
für Entlastung, für den Schutz vor Kündi­
gungen, für die Gestaltung der Arbeitsbe­
dingungen und vieles mehr. Wir brauchen 
eure Stimme für die Liste der GEW, GdP 
und IG BAU: Drei. Gemeinsam. Besser.  

her noch anders, als die Krankenhäuser, 
die Verkehrsbetriebe, die Stadtreinigung 
und die Wasserbetriebe vom HPR vertreten 
wurden. Heute sind das alles Eigenbetrie­
be, die nicht zum unmittelbaren Landes­

dienst gehören. Damit hat sich der Bereich, 
den ver.di organisiert, massiv verkleinert.  

Wer die Beteiligung an den Tarifausein­
andersetzungen der vergangen Länder­
Tarif runden beobachtet hat, wird den 
Eindruck bestätigen, dass die GEW in­
zwischen eine Mehrheit der Länder­ 
Beschäftigten mobilisiert. Wer die Sitz­
verteilungen in den Personalräten vieler 
wichtiger Verwaltungen und anderen Be­
reichen des öffentlichen Dienstes in Berlin 
kennt, wundert sich über die Anspruchs­
haltung der ver.di. 

Die GEW, aber auch die GdP und die IG 
BAU erwarten, dass diesen veränderten 
Realitäten auch mit der Zusammenset­
zung des HPR endlich Rechnung getragen 
wird. Anders ausgedrückt: Wir wollen mit 
mehr Sitzen vertreten sein! Schon in den 
Verhandlungen der Jahre 2012 und 2016 
war klar, dass die Sitzverteilung im HPR, 
nach der bisher ver.di 8 von 13 Vor­
standsmitgliedern (62 Prozent) stellt, kei­
ne Grundlage mehr hat. Doch leider woll­
te sich ver.di in den seit 2019 laufenden 
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Drei Gemeinsam Besser
Bei den Wahlen des Hauptpersonalrats in diesem Jahr ist vieles anders.  

Damit die Interessen der Beschäftigten im Bildungsbereich berücksichtigt werden,  
ist es umso wichtiger, dass GEW-Mitglieder wählen gehen

von Udo Mertens

»Wir stehen für ein  
Bündnis auf Augenhöhe.«
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VORSITZENDE

Die GEW BERLIN kann auf wichtige Erfol­
ge in den letzten Jahren zurückblicken. 
Mit über 30.000 Mitgliedern sind wir der 
drittstärkste GEW­Landesverband. Wir ha­
ben in Berlin Türen aufgerissen und uns 
Erfolge erkämpft: Lehrkräfte an Grund­
schulen werden genauso bezahlt wie an 

weiterführenden Schulen und die Be­
schäftigten im Sozial­ und Erziehungs­
dienst werden endlich besser bezahlt. 
Die GEW BERLIN ist mit Abstand die größ­
te Interessenvertreterin aller Kolleg*in­
nen in den Bildungseinrichtungen – von 
der Kita, den Schulen bis zu den Hoch­
schulen. Wir sind die mitgliederstärkste 
Gewerkschaft im Berliner öffentlichen 
Dienst. Unsere Kraft ist unsere Expertise 
in allen bildungs­, tarif­ und beamtenpo­
litischen Fragen. Insbesondere die zu­
rückliegenden Monate haben die Miss­
stände im Bildungsbereich deutlich ge­
zeigt. Deshalb ist unser gewerkschaftspo­
litisches Engagement wichtiger denn je. 
Wir sind die Stimme der Pädagog*innen 
und wir sind gern gemeinsam das Ge­
sicht der GEW BERLIN. Wir wollen unsere 
gute Zusammenarbeit fortsetzen und un­
sere Erfahrung sowie Kraft einbringen.

Doreen Siebernik
Die GEW BERLIN ist mein politisches Zu­
hause. Nach wie vor steht die Leiden­

zentualen Organisationsgrad in Schulen 
und Kitas der GEW. Die finanziellen Rah­
menbedingungen werden dem Landesvor­
stand und der Landesdelegiertenversamm­
lung mit den Haushaltsplänen vorgelegt. 
Auf Grund der gestiegenen Mitglieder­
zahlen sind für die Aufrechterhaltung der 
Serviceleistungen der GEW Personalauf­
stockungen nötig.

Dieter Haase
Ich werde noch einmal für den Vorstands­
bereich Finanzen kandidieren. Im Vorder­
grund steht die Einarbeitung von Uwe 
Friese und der künftigen Schatzmeisterin 
im Bereich Finanzen. Des Weiteren ist eine 
Übertragung meiner Geschäftsführerfunk­
tion in der VTG und Gewiva an die kom­
mende Geschäftsführung notwendig. Ich 
bin Diplomlehrer für Geschichte und 
Deutsch und seit 1980 in Berlin tätig. Seit 
der Wende bin ich ehrenamtlich in der GEW 
engagiert, erst als stellvertretender Vor­
sitzender und ab 2002 als einer der bei­
den Schatzmeister. Ich bin zurzeit gewähl­
tes Vorstandsmitglied des Gesamtperso­
nalrates der allgemeinbildenden Schulen.

Uwe Friese
Ich bin seit November 2009 im öffentli­
chen Dienst als Betreuer an der Marianne­ 
Cohn­Schule. Dieses ist ein Förderzentrum 
für Geistige Entwicklung im Bezirk Tempel­
 hof/Schöneberg. Vorher war ich unter an­
derem bei mehreren Freien Trägern im 

schaft vor der vielen Arbeit. Ich will mich 
weiterhin mit ganzer Kraft dieser Heraus­
forderung stellen. Vorsitzende zu sein ist 
weit mehr als meine wichtigste Nebenbe­
schäftigung. Bestimmt war dieser Einsatz 
nicht immer vergnügungssteuerpflichtig, 
aber Rückschläge und Konflikte gehören 
dazu. Die große Aufgabe, Bildungspolitik 
in Berlin aktiv mitzugestalten, macht mir 
nach wie vor Freude und ich bin bereit 
weiterhin Verantwortung zu übernehmen, 
die Ärmel hochzukrempeln und kräftig 
anzupacken.

Tom Erdmann
»Ich hätte nie gedacht, dass die GEW bei 
Entscheidungen der Bildungsverwaltung 
so präsent ist.« So sagte es mir kürzlich 
ein neuer Schulaufsichtsbeamter. Auch 
wenn wir für eine stärkere Einbindung in 
Entscheidungsprozesse kämpfen, so 
zeigt dieser Satz, dass das politische Ge­
genüber an uns nicht so einfach vorbei­
kommt. Hier möchte ich weitermachen. 
Die Arbeit als euer Vorsitzender macht 
mir auch nach fünf Jahren noch Freude. 
Gelegentlicher Frust wird von tollen Kol­
leg*innen im Vorstand und in unserer 
Geschäftsstelle aufgefangen. In unserer 
Mitgliedschaft können wir harte Ausein­
andersetzungen um Positionen führen, 
aber wir finden immer wieder zueinan­
der. Das ist großartig!

FINANZEN

Die Schatzmeister sind verantwortlich für 
die Aufstellung der Haushalte und der 
satzungsgemäßen Verwendung der Mit­
gliedsbeiträge. Die letzte Wahlperiode 
war durch einen weiteren Mitgliederzu­
wachs gekennzeichnet. Die Arbeitskampf­
maßnahmen der letzten vier Jahre trugen 
erheblich dazu bei. Des Weiteren wirkte 
sich die kontinuierliche Mitgliedergewin­
nung der Berufsanfänger*innen in allen 
pädagogischen Bereichen positiv aus. 
Berlin hat bundesweit den höchsten pro­

Eure Kandidat*innen für den GLV
Auf der Landesdelegiertenversammlung am 21. November wird der neue  

Geschäftsführende Landesvorstand (GLV) der GEW BERLIN für die nächsten drei Jahre gewählt.  
Wir stellen euch die bis zu Redaktionsschluss feststehenden Kandidat*innen vor

Dieter Haase und Uwe Friese

Tom Erdmann und Doreen Siebernik
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Kinder­ und Jugendbereich tätig. Seit meh­
reren Jahren bin ich außerdem Mitglied 
der Bezirksleitung Tempelhof/Schöneberg. 
Ich bin zurzeit gewähltes Vorstandsmit­
glied des Gesamtpersonalrates der allge­
meinbildenden Schulen. Ich freue mich 
auf den weiteren Wissenstransfer durch 
Dieter Haase, denn nur ein Jahr Einarbei­
tungszeit in dieses doch sehr komplexe 
Aufgabengebiet wäre sehr sportlich. 

SCHULE

Erst im Mai 2019 wurden wir als Team in 
den GLV gewählt. Seitdem setzen wir uns 
in erster Linie für gute Arbeitsbedingun­
gen aller Beschäftigten ein. Heutzutage 

bedeutet dies vor allem, Möglichkeiten 
der Entlastung zu schaffen. Zugleich le­
gen wir bildungspolitisch den Fokus auf 
Chancengleichheit und Antidiskriminie­
rung. Im Herbst 2019 schaffte unser 
Fachtag »Eine Schule für Alle« einen Aus­
tausch zu Vielfältigkeit, die Schule in ei­
nem modernen Berlin bedeutet. Unter 
anderem im Landesschulbeirat und im Bei­
rat Inklusion sind wir die Stimme der GEW 
BERLIN. Gemeinsam mit Klaudia Kachel­
rieß, Referentin des Vorstandsbereichs, 
wollen wir weitere Fachtage und Diskus­
sionsforen organisieren sobald dies wieder 
möglich ist, und gewerkschaftliche For­
derungen weiterentwickeln, sowie deren 
Umsetzung vorantreiben.

Karin Petzold
Ich habe an der TU­Berlin Erziehungswis­
senschaften studiert und viele Jahre an 
den Universitäten und Hochschulen zum 
Thema Integration von Menschen mit Be­
hinderungen gelehrt. Parallel habe ich in 
verschiedenen Grund­ und Oberschulen 
die Integration unterstützt und vorange­
trieben. Seit 2013 unterrichte ich als Quer­

Handeln der GEW BERLIN einbringen und 
freuen uns auf diese Aufgabe.

Christiane Weißhoff
Ich bin Erzieherin, stellvertretende Kital­
eiterin und Vorsitzende des Personalrates 
des Eigenbetriebes Kindergärten City. In 
der GEW engagiere ich mich seit vielen 
Jahren ehrenamtlich in der Fachgruppe 
Tageseinrichtungen, in der Abteilung Kin­
der,­ Jugendhilfe und Sozialarbeit und im 
Vorstandsbereich KiJuSo. 

Sven Leuschner
Ich bin Erzieher und tätig als Arbeitspäd­
agoge/Gruppenleiter und stellvertreten­
der Vorsitzender des Betriebsrates bei 
einem freien Träger der Eingliederungs­
hilfe. Ehrenamtlich bin ich tätig im Vor­
stand der Abteilung KiJuSo sowie in weite­
ren gewerkschaftlichen Arbeitsgruppen.

BEAMTEN-, ANGESTELLTEN- UND 
TARIFPOLITIK

Die GEW BERLIN hat ihre tarifpolitische 
Bedeutung gestärkt. Mit den sehr erfolg­
reichen Tarifrunden 2017 und 2019 im 
Bund und dem Abschluss von mehreren 
Tarifverträgen mit Arbeitgebern hier im 
Land, wie der Lebenshilfe, wachsen wir als 
Organisation, werden so schlagkräftiger 
und können unseren Mitgliedern Gehör 
verschaffen. Hier wollen wir tarifpolitisch 
anknüpfen und uns in den nächsten Jahren 
als Tarifgewerkschaft weiter etablieren. 

Die jetzt anlaufende Tarifauseinander­
setzung zu einem Tarifvertrag zum Ge­
sundheitsschutz wird hierzu beitragen. 
Bei den Personalratswahlen im Herbst 
wollen wir unsere 2016 erzielten Erfolge 
weiter ausbauen. 

Wir treten für die Verbesserung der Ar­
beits­ und Einkommensbedingungen aller 
Beschäftigten in der Bildung ein. Dabei 

einsteigerin an einer Spandauer Grund­
schule. Seit meiner Studienzeit bin ich in 
der GEW und habe mich politisch, im Ar­
beitskreis Gemeinsam für inklusive Bildung 
und als Gründungsmitglied des Runden 
Tisch Gemeinschaftsschule engagiert. Der­
zeit lebe ich mit meiner Familie in Pan­
kow. Ich habe einen Sohn (21 Jahre) und 
eine Pflegetochter (14 Jahre).

Lydia Puschnerus
Ich unterrichte seit sieben Jahren Fremd­
sprachen und Kultur, aktuell in Schöne­
berg am Gymnasium, zuvor Deutsch als 
Fremdsprache in der ganzen Welt, zuletzt 
in Kolumbien. Seit 2016 bin ich als Lan­
desdelegierte in der GEW BERLIN aktiv, 
weil ich den schulpolitischen Diskurs mit­
gestalten will. Mein Schwerpunktthema 
ist der moderne Arbeitsplatz Schule im 
Kontext von Digitalisierung und Berliner 
Schulbauoffensive. Beides soll entlasten, 
nicht neue Mehrarbeit schaffen. Ansprü­
che an Schule und Schulgemeinschaft 
haben sich stark verändert, personelle 
Ressourcen und Modernisierung kommen 
nur im Schneckentempo hinterher. Ich 
setze mich für bessere Standards der 
Schulinfrastruktur ein, für gesündere und 
nachhaltigere Arbeits­ und Lernorte. 

KINDER-, JUGENDHILFE UND 
SOZIALARBEIT 

Mit unseren Professionen stehen wir au­
thentisch für die Vielfältigkeit der Arbeits­
bereiche in der Kinder­, Jugendhilfe und 
Sozialarbeit und ergänzen uns durch un­
sere Berufsfelder, fachlich sehr gut. Durch 
die gemeinsame Arbeit im Vorstandsteam 
der Abteilung KiJuSo haben wir bereits 
eine gute Zusammenarbeit gelebt. 

Wir sehen unsere Aufgabe darin, auf 
Not stände in den weiterhin expandieren­
den sozialpädagogischen Tätigkeitsfeldern 
aufmerksam zu machen und Verbesse­
rungen bei öffentlichen und freien Trägern 
einzufordern. Mit der Einbindung von 
aktiven Mitgliedern, Betriebs­ und Perso­
nalräten und Betriebsgruppen wollen wir 
erreichen, dass Positionen, Strategien und 
Aktionsformen gemeinsam entwickelt und 
umgesetzt werden. Um unsere Forderun­
gen im öffentlichen Raum stärker sicht­
bar zu machen, werden wir eng mit Bünd­
nispartner*innen zusammenarbeiten. Ge­
meinsam werden wir die Themen und die 
Forderungen aus den sozialpäda gogischen 
Arbeitsfeldern in das gewerkschaftliche 

Lydia Puschnerus und Karin Petzold

Sven Leuschner und Christiane Weißhoff
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reich, der viele verschiedene Statusgrup­
pen und Akteur*innen umfasst. Hier 
müssen wir die Sichtbarkeit der GEW BER­
LIN zusammen mit dem Leitungsteam 
der Abteilung Wissenschaft stärken.

In den nächsten Monaten wird uns das 
Thema Arbeits­ und Gesundheitsschutz 
auf allen Ebenen in den Hochschulen und 
in der Lehrkräftebildung beschäftigen 
und ebenfalls die Wahlen der Personalrä­
te. Der Vorstandsbereichs ist eng ver­
zahnt, daher ist es uns besonders wich­
tig, dass wir im Team diesen Bereich ge­
meinsam leiten. Wichtig ist uns die Arbeit 
und die Vernetzung mit den Akteur*innen. 
Das ist die Grundlage, um unsere Forde­
rungen an die Senatsverwaltungen zu 
kommunizieren sowie in Gremien und in 
Gesprächen mit Abgeordneten durchzu­
setzen.

Martina Regulin
Ich bin 52 Jahre alt und Mutter von drei 
fast erwachsenen Kindern. Ich arbeite 
seit 2013 an der Freien Universität im Be­
reich Qualitätssicherung für Studium und 
Lehre. Seit meiner Tätigkeit als Vorsitzen­
de des Personalrats der studentischen 
Beschäftigten (2006) an der TU Berlin ha­
be ich mich in der GEW BERLIN engagiert. 
Seit 2018 habe ich den Vorstandsbereich 
geleitet.

Arne Schaller
Ich bin 37 Jahre alt, Lehrer für Politik und 
Geschichte, Personalrat in Spandau und 
seit sechs Jahren an einer Grundschule in 
den Fächern GeWi und Sport tätig. Bereits 
während des Vorbereitungsdienstes war 
ich Mitglied im Personalrat der Lehramts­
anwärter*innen, sowie für ein Jahr des­
sen Vorsitzender. Seit drei Jahren bin ich 
GLV­Mitglied und freue mich nun auf 
neue Herausforderungen in einem ande­
ren Vorstandsbereich. 

nehmen wir die unterschiedlichen Inter­
essen von Erzieher*innen, Sozialpädago­
gischen Fachkräften, Lehrpersonen, Wis­
senschaftler*innen und anderen in den 
Blick und denken Diskriminierungsdimen­
sionen wie Gender oder Alter mit.

Anne Albers
Ich bin 36 Jahre alt und seit Ende meines 
Referendariats 2015/16 in der Bezirkslei­
tung Neukölln, im Landesvorstand und im 
Personalrat der allgemeinbildenden Schu­
len aktiv. Seit 2013 arbeite ich als Lehrerin 
an Gemeinschaftsschulen und durfte ne­
ben Deutsch und Geschichte auch mein 
Hobby Klettern unterrichten. Als wissen­
schaftliche Mitarbeiterin an der Uni und 
im Landesparlament habe ich Herausfor­
derungen in mehreren Organisationsbe­
reichen der GEW kennengelernt.

Udo Mertens
Ich bin 61 Jahre alt, verheiratet und Vater 
einer erwachsenen Tochter. Seit meinem 
16. Lebensjahr bin ich Mitglied einer DGB 
Gewerkschaft. Seit 1998 arbeite ich als 
Lehrer für Fachpraxis an der Knobels­
dorff­Schule. Nach mehrjähriger Mitglied­
schaft im Personalrat der zentral verwal­
teten und berufsbildenden Schulen und 
im Hauptpersonalrat (HPR) bin ich seit 
April 2010 voll freigestellt für die Vor­
standstätigkeit im HPR. Den Vorstandsbe­
reich leite ich seit 2013.

HOCHSCHULEN UND 
LEHRER*INNENBILDUNG

Die Lehrer*innenbildung in den Universi­
täten, Referendariaten und bei den Quer­
einsteigenden ist bereits ein großer Ar­
beitsbereich. Hier gilt es viele Informati­
onen an die Menschen zu bringen und sie 
so für die Gewerkschaft zu gewinnen. 
Hinzu kommt noch der Hochschulbe­

ÖFFENTLICHKEITSARBEIT
Der Vorstandsbereich Öffentlichkeitsar­
beit hat Anfang dieses Jahres beschlossen, 
eine Verschiebung der Verantwortlichkei­
ten im Vorstandsbereich vorzunehmen. 
Pressearbeit und Online­Redaktion werden 
längst hauptamtlich gemacht. Die ehren­
amtliche Leitung des Vorstandsbereichs 
wird weiterhin die bbz verantworten und 
wie in der Vergangenheit gemeinsam mit 
der Redaktion für eine vielfältige und 
qualitativ hochwertige Zeitschrift sorgen. 
Als Redaktionsleiterin kandidiert Nadine, 
die bereits redaktionelle Erfahrungen hat.

Zu Kommunikation kommt die Organi­
sationsentwicklung hinzu, was unter an­
derem Mitgliedergewinnung, ­aktivierung 
und ­bindung umfasst. Ryan hat bereits 
begonnen, den Ist­Zustand an Vertrauens­
leuten im Bereich Schule zu analysieren, 
sowie das Wissen über Mitgliederaktivie­
rung vor Ort zu sammeln und zu bün­
deln. Die GEW BERLIN sollte weiter wach­
sen und weiterhin eine inklusive, aktivie­
rende Organisation bleiben.
  
Ryan Plocher
Ich bin Lehrer an der Fritz­Karsen­Gemein­
schaftsschule und seit 2009 Mitglied der 
GEW. Ich war 2013 bis 2019 Sprecher der 
jungen GEW BERLIN, 2017­2019 Sprecher 
des Bundesausschusses der jungen GEW 
und habe den AK LSBTIQ* der DGB Jugend 
Berlin­Brandenburg 2018 mitgegründet. 
Seit 2016 bin ich aktiv in der Bezirkslei­
tung Neukölln.

Nadine Wintersieg
Ich bin Erzieherin an der deutsch­franzö­
sischsprachigen SESB Judith­Kerr­Grund­
schule. Seit 2014 bin ich Mitglied der GEW, 
und seit 2020 Mitglied der LDV. Da ich 
ebenfalls Diplom­Politologin bin, liegen 
mir die Partizipation der Schüler*innen in 
Schüler*innenvertretungen, Demokratie­
pädagogik wie auch Anti­Diskriminierung/
Diversity besonders am Herzen. 

Anne Albers und Udo Mertens

Arne Schaller und Martina Regulin

Nadine Wintersieg und Ryan Plocher
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Herr Müller, Sie unterrichten in einer 
KNUT-Klasse seit 2030 und haben seit 
diesem Schuljahr auch die MyKnuts. Wie 
kommt das bei Ihnen an?

M: Der Schulroboter KNUT nimmt schon 
viele der Verwaltungsaufgaben wahr. Die 
Personalisierung für die eigene Schule 
hat zwar eine Weile gedauert, aber mitt­
lerweile führt KNUT das Klassenbuch ak­
kurat. Und wenn die Ärzte nicht krakeln, 
ist auch die Kontrolle der Maser­ und Co­
ronaimpfpflicht über KNUT kinderleicht.

Also nutzen Sie die Unterrichtsauswer-
tungsfunktion von KNUT nicht?

M: Meine Klasse ist sehr unruhig. Die 
Eltern haben nach einer Woche so viele 
Meldungen wegen Störung von KNUT be­
kommen, dass sie ihre Handynummer 
wechselten. Ich wollte aber weiter Kontakt 
pflegen und habe die Funktion ausgestellt.

Wir wollten aber über die MyKNUTs spre-
chen. MyKNUT ist ja ein Schulroboter für 
jedes Kind. MyKnut macht aus der lang-
weiligsten Sachkundestunde eine mega- 
fun Lern-Event, wie es im Werbejingel heißt. 

M: Ja, mit MyKnut soll jedes Kind alle 
Aufgaben und alle Mitteilungen der 
Schulleitung automatisch digital bekom­
men und auch alle sonstigen Termine 
sollen automatisch eingepflegt werden. 
Was MyKnut auf jeden Fall ist, ist todes­
süß, in den Worten der Schüler*innen. 
MyKnut hat noch größere und noch süße­
re Augen als der Klassen­KNUT; damit 
soll er jedes Kind sehr genau beobachten 
und pädagogisch wie kommerziell auf­
werten. Auf seine cute Art.

Das war viel »soll«. Sie klingen nicht über-
zeugt.

M: Bloß weil eine Information zuhause 
ankommt, heißt das nicht, dass sie ver­
standen wird, wahrgenommen wird und 
gegebenenfalls der Aufforderung nachge­
kommen wird. 

Aber jetzt gibt es doch keine Ausre-
den mehr! Niemand muss mehr mit-
schreiben oder gar aufpassen! 

M: MyKnut setzt voraus, dass die 
Voraussetzungen für die Schule be­
reits zuhause vorhanden sind. Wenn 
das Kind für die Betreuung von Ge­
schwistern zuständig ist, wenn es kei­
nen eigenen Platz hat, wenn keine Ru­
he zuhause herrscht, dann werden die 
Aufgaben nicht erledigt, die Termine 
nicht zur Kenntnis genommen und die 
verschiedenen Formulare auch nicht 
unterschrieben. Da hilft keine Technik. 
Allerdings ist MyKnut schwer zu ver­
gessen: Die Schüler*innen müssen sich 
jeden Morgen weit vor Schulbeginn 
einloggen, sonst piepst das Ding ent­
setzlich. Verschlafen in einer KNUT­ 
Klasse erfordert ganz dicke Kopfkis­
sen.

OKTOBER 2020 | bbz  GLOSSE

die Digitalisierung  
des Zuhauses

2031: Nachdem der Schulroboter KNUT in einigen Projektschulen die datenbasierte  
Verwertbarkeit der Schulbildung erfolgreich ermöglichte, wird jetzt das MyKnut getestet.  

Die bbz führt ein Interview mit einer Lehrkraft der Steve-Jobs-Schule in Neukölln

Aber was ist mit den MyReminders? My-
Knut sollte die Schuldistanz gänzlich ab-
schaffen.

M: Fiepende Roboter ersetzen niemals 
die Schulsozialarbeit. Außerdem verste­
hen nicht alle Eltern die Technik. Die »in­
tuitiven« Sprechfunktionen funktionieren 
nur, wenn man akzentfreies Hochdeutsch 
spricht. Wer nicht klingt wie im Deutsch­
landfunk, muss per USB mit MyKnut agie­
ren. Das verstehen auch nicht alle Eltern.

Digitalisierung ist also doch kein Allheil-
mittel.

M: Leider ist Bildung immer noch sehr 
sozial. Dafür braucht man Personal. Im 
Übrigen: Ich warte alle MyKnuts der Klas­
se selber. IT ist ja Sache der Lehrkräfte. 
Aber zum Glück hält MyKnut alle europä­
ische Datenschutzregelungen perfekt ein.  
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2017 zog die AfD mit 12,6 Prozent der 
Stimmen in den Bundestag ein. 2019 

konnte sie beachtliche Stimmerfolge in ei­
nigen Landtagen erzielen, so beispielsweise 
27,5 Prozent in Sachsen. Sie bietet sowohl 
eine Plattform für Menschen, die erstmals 
mit PEGIDA auf die Straße gingen und 
ihrem Rassismus Ausdruck verliehen, als 
auch für organisierte, extrem Rechte. Die 
AfD stützt ihre Politik auf (antimuslimisch­)
rassistische, antisemitische, antifeminis­
tische und klassistische Ideologien.

Bereits vor der Gründung der AfD im 
Frühjahr 2013 existierte eine ausdifferen­
zierte rechte Szene in der BRD, deren fes­
ter Bestandteil Terror und Morde sind. 
Die AfD stützt ihre Politik auf das in der 
Gesellschaft vorhandene rechte Potenzi­
al. Die sogenannte Mitte­Studie von Zick, 
Küpper und Berghan (2019) und die Leip­
ziger Autoritarismus­Studie von Decker 
(2018) belegen seit den 2000er Jahren, 
dass extrem rechte und rassistische Ein­
stellungen in der Mitte der Gesellschaft 
weit verbreitet sind. Die Studien erfassen 
Rassismus, die Abwertung langzeitarbeits­

gen Rechts, welches auf frei williger Basis 
angeboten wird und beim Bündnis ange­
fragt werden kann. Die Teilnehmenden 
sollen neben der Ermutigung, gegen men­
schenverachtende Äußerungen aufzuste­
hen, motiviert werden, sich zu vernetzen 
und lokal aktiv zu werden. Neben den 
Seminaren verbreitet AgR als zweiten 
Kampagnenbaustein, beispielsweise auf 
Demos gegen rechte Aufmärsche, Infor­
mationsmaterialien zur AfD, zu Gegen­
strategien und zum Gegenargumentieren. 
Der dritte Kampagnenbaustein sind die 
bundesweit rund 70 Kiez­ und Regional­
gruppen, die die Aktivitäten der AfD kri­
tisch beobachten und Aktionen gegen sie 
organisieren.

Stammtischparolen polarisieren 

Stammtischparolen sind Vorurteile, die 
die Funktion haben, Komplexität in unse­
rer differenzierten Welt zu reduzieren, 
Orientierung und Sicherheit zu geben und 
damit Handlungsfähigkeit herzustellen.

loser und wohnungsloser Menschen, die 
Abwertung von Trans*Menschen, die Ab­
wertung von Sinti und Roma und weitere.

Rechte ächten und isolieren

Angesichts dieses Klimas und vor allem 
angesichts des Aufstiegs der AfD gründe­
te sich 2016 das Bündnis Aufstehen ge­
gen Rassismus (AgR). Das antifaschis­
tische Bündnis vereint eine große Band­
breite an Aktivist*innen und Organisatio­
nen von Parteien über Religionsgemein­
schaften, Stiftungen bis zu antifaschis­
tischen und sozialen Initiativen. Der 
Fokus von AgR liegt auf der Bekämpfung 
der AfD als Plattform für extrem rechte 
und rassistische Weltanschauungen. Das 
Bündnis hat das Ziel, rechte Positionen 
zu ächten und zu isolieren und zieht in 
diesem Sinne eine »rote Linie«. Zu die­
sem Zweck arbeitet es mit drei Kampag­
nenbausteinen. Die Stammtischkämpfer­
*innenausbildung ist der erste Baustein. 
Diese ist ein Argumentationstraining ge­

Argumentieren gegen Rechts
Das Bündnis Aufstehen gegen Rassismus (AgR) ermutigt in seiner  

Stammtischkämpfer*innenausbildung gegen rechte Parolen aufzustehen und gibt den  
Teilnehmenden neben Argumenten auch Handlungsstrategien an die Hand

von Caro Bohn
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Der Politologe Klaus­Peter Hufer stellt 
zur Charakteristik von Stammtischparo­
len fest, dass diese polarisieren in »wir« 
(die Guten) und »die« (die Schlechten), 
gegen die aufgewiegelt wird. Diejenigen, 
die Stammtischparolen äußern, werten 
sich selbst auf, fühlen sich moralisch 
überlegen und geben vor, für die breite 
Mehrheit zu sprechen. Stammtischparo­
len wirken stabilisierend auf Gruppen 
und ihre Zugehörigkeitskriterien. Vorur­
teile stabilisieren nicht nur Macht und 
Herrschaft, sondern führen zu Diskrimi­
nierung bis hin zu Verfolgungen. Stamm­
tischparolen sind fanatisch, also nicht 
oder nur schwer durch neues Wissen und 
plausible Argumente erschütterbar.

Gegenargumentieren an praktischen 
Beispielen üben

Hier liegen die Grenzen von Argumenten 
gegen Stammtischparolen. Die Stamm tisch­
kämpfer*innenausbildung hält am Argu­
mentieren gegen Rechts fest, weil dadurch 
die Verbreitung von Stammtischparolen 
eingedämmt und demokratische Werte ge­
stärkt werden. Auch wenn die Meinung 
des*r Verkünder*in sich nicht ändern mag, 
so erreicht die Gegenposition möglicher­
weise Umstehende, die unentschlossen 
sind oder mit den rechten Positionen zwar 
sympathisieren, aber noch offen sind für 
einen Austausch und für demokratische 
Werte. Die Gegenposition zeigt auf, dass 
die rechte Aussage nicht gesellschaftli­
cher Konsens ist und überlässt den rech­
ten Positionen weder den öffentlichen 
noch den privaten Raum. Wichtig ist, dass 
das Widersprechen nicht dazu führen 
darf, den rechten Positionen mehr Raum 
zu geben und sie somit zu normalisieren. 
Das Erheben der Stimme gegen Rechts 
kann Umstehende ermutigen, ebenso aus 
dem Schweigen auszubrechen und für 
demokratische Werte einzutreten.

Die meist 6­stündigen Seminare wollen 
Menschen genau dazu ermutigen. Das Se­
minarkonzept ist sehr praktisch ausge­
richtet. Es enthält Methoden, mit denen 
das Gegenargumentieren geübt wird. Die 
Teilnehmenden tauschen sich über Hin­
dernisse und Handlungsstrategien aus. 
Auch klassische rechte Argumentations­
stränge werden betrachtet und erwidert. 
Die Teilnehmenden können in den Semi­
naren eigene Situationen einbringen und 
besprechen und in der szenischen Übung 
realitätsgetreu nachspielen. Im Seminar 

Seminar Diskriminierung beispielsweise 
durch rassistische Aussagen erlebten. 
Dies zeigt zum einen die tiefe Veranke­
rung rassistischer Vorstellungen in uns 
allen durch unsere Sozialisierung in die­
ser Gesellschaft mit dieser (Kolonial­)Ge­
schichte. Zum anderen weist es darauf 
hin, dass die Stammtischkämpfer*innen­
ausbildung kein sicherer Raum für alle 
ist. Das Seminar konnte durchaus empo­
wernd sein, jedoch wurden auch erneute 
Diskriminierungserfahrungen gemacht, 
und auch beides zusammen war möglich.

Angesichts dieser Erkenntnisse ist es 
notwendig, sich im mehrheitlich weiß po­
sitionierten Bündnis AgR und der Tea­
mer*innenschaft mit Diskriminierung 
und insbesondere Rassismus und in die­
sem Zuge mit Critical Whiteness ausein­
anderzusetzen. Erfreulich ist, dass sich 
eine Arbeitsgruppe dieser Thematik an­
genommen hat. Denn durch eine höhere 
Sensibilisierung und Empowermentorien­
tierung auf Seiten der Teamer*innen kann 
ein diskriminierungsärmerer Raum in 
den Seminaren geschaffen werden. 

Umfangreichere Informationen zur Forschungsarbeit 
können gerne per Mail an cabo@systemli.org nach-
gefragt werden.
Quellenangaben finden sich in der Online-Version des 
Artikels.

wird reflektiert, dass es verschiedene Hand­
lungsoptionen gibt: diskutieren, die Dis­
kussion beenden, sich positionieren oder 
andere Optionen wie etwa Dritte hinzu­
ziehen. Die eigene Handlung ist von ver­
schiedenen Faktoren abhängig wie bei­
spielsweise von der Gesprächsbereitschaft 
des Gegenübers, Maßnahmen zum Selbst­
schutz und zum Schutz anderer Menschen.

Sensibilisierung auch für eigene 
rassistische Annahmen

Im Rahmen meiner Masterarbeit an der 
Alice Salomon Hochschule Berlin befragte 
ich ehemalige Teilnehmende. Die Inter­
viewten argumentierten zumeist schon 
vor der Teilnahme an der Stammtisch­
kämpfer*innenausbildung gegen rechte 
Parolen und waren zumeist gesellschafts­
politisch engagiert. Die Stammtischkämp­
fer*innenausbildung bestärkte sie darin, 
gegen Rechts aufzustehen und sich zu 
engagieren. Die praktischen, alltagsbezo­
genen Übungen ermöglichten ihnen so­
wohl eine persönliche Stärkung als auch 
neue Handlungs­ und Argumentations­
strategien. Die Stammtischkämpfer*in­
nenausbildung sensibilisierte sowohl für 
eigene rassistische Annahmen als auch 
für Rassismus im öffentlichen Raum. Die 
szenische Übung regte zum Reflektieren 
des eigenen Handelns an, beispielswiese 
hinsichtlich der Wirkung auf die von Ras­
sismus betroffene Person. 

Die Interviews gaben auch Aufschluss 
darüber, dass einzelne Interviewte im 

Caro Bohn,  
Teamerin beim Bündnis  

Aufstehen gegen RassismusFO
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Damals war es nur einer. Er stand bei 
jeder Demo am Rand und warnte mit 

seinen Schildern vor Eingriffen am Hirn 
und vor Totalüberwachung. Angeblich hat­
te man bei ihm schon Sender installiert. 
Aber wer? Helmut Schmidt? Franz­Josef 
Strauß? Herbert Wehner? Jung und igno­
rant, wie wir als Studenten waren, haben 
wir nur gegrinst und nicht nachgefragt. 
Dabei hatte der Mann mit den Sendern ja 
vielleicht schon damals Recht … Das war 
in den 70er Jahren. Regelmäßig trat bei 
den Demos auch eine Oma mit buntem 
Gehäkeltem auf, die freundlich­penetrant 
»Ficken für den Frieden« propagierte.

Nun sind es viele. Und sie treten nicht 
nur im Fernsehen auf, sondern auch im 
näheren Umfeld. Studierte Menschen, die 
man bisher ernst genommen und für zu­
rechnungsfähig gehalten hat. Und sie 
stellen Vermutungen in den Raum bzw. 
ins Internet, die die Spinnereien des 
»Mannes mit den Sendern« bei weitem 
übertreffen. Ein Künstler aus dem Be­
kanntenkreis lädt uns zur ersten Hygiene­ 
 Demo vor die Volksbühne ein. Natürlich 
würden auch wir jederzeit das Grundge­
setz verteidigen, aber die Thesen des ein­
ladenden Vereins irritieren. Nach ersten 
Zeitungsberichten über diese Hygiene­ 
Demo möchten wir dringend aus dem um­
fangreichen, offen verschickten Verteiler 
entfernt werden. 

Eine Ärztin, uns seit 30 Jahren gut be­
kannt, erklärt gewichtig, Corona sei ein­
fach nur eine Grippe­Spielart. Alle Gegen­
maßnahmen dienten nur der totalen Kon­
trolle der Bevölkerung. Von Deutschland 
bis Polen, von China bis Brasilien. Als 
Beweis führt sie einen ältlichen, zerzaus­
ten Ex­Virologen ins Feld, der seine Thesen 
bei Youtube verkündet und ein paar hin­
gerissene Follower hat, die klar und deut­
lich offenbaren, wes Geistes Kind sie sind. 
»Endlich einer, der die Wahrheit sagt!« 

Regierungen der Welt haben anscheinend 
derzeit dieselbe Handlungsmotivation: 
Unterdrückung und Kontrolle. Irre, wo sie 
doch sonst in Einzelfragen kaum europä­
ische Einigkeit hinbekommen.) Diese 
Cousine, eine Grundschullehrerin, findet 
Impfen bedrohlich, weil es die DNA ver­
ändere. Sie befürchtet darüber hinaus, 
dass die Regierung das Bargeld abschaffen 
will. Mein Mann hängt an seiner Cousine 
und befürchtet, dass sie als Multiplikatorin 
in Schule und Gemeinde geistigen Scha­
den anrichten könnte. Er schaut sich auf­
opferungsvoll Kanäle wie die »Corona­ 
Stiftung« und »Selbstheilung« an, sammelt 
und sortiert Gegenargumente und schickt 
ellenlange Episteln nach Süddeutschland. 
Vielleicht ist ja noch was zu retten?

Meine Nachbarin will ihren Saxophon­ 
Unterricht aufgeben. Ihr Lehrer vergleicht 
in Sachen Corona Merkel mit Hitler und 
weiß, dass es in der DDR »auch mal so 
angefangen hat«. Was meint er? Hatten 
die heimliche Pandemien? Mein Mann war 
Geschichtslehrer und schliddert derzeit 
von einer seelischen Krise in die nächste. 
»So viel Dummheit kann ein einzelner 
Mensch nicht aufhalten«, tröste ich ihn. 
(Ulkig, dass noch niemand unser Bildungs­
system für Aberglauben und mittel al ­
terliche Mythen verantwortlich gemacht 
hat. Auch hat noch niemand ein neues 
Schulfach »Verschwörungstheorien« ge­
fordert …) 

Aber wer sind die Dummen? Meine 
Schulfreundin meint, die Regierung würde 
das Volk systematisch verblöden. Vielleicht 
hat es mich ja längst erwischt? Und wenn 
ich endlich die Augen öffne, sehe ich auch 
Chemtrails und in Bergwerken gefangene 
Kinder? – Bitte, lieber Gott, lass Hirn vom 
Himmel regnen!  Gabriele Frydrych

Dieser Text ist auf Wunsch der Autorin nicht nach 
den Richtlinien der Redaktion gegendert. 

Ich spotte über die »Kompetenz« und das 
Selbstbewusstsein dieser Ärztin, die mir 
so schlicht die Welt erklärt. Seither be­
komme ich keine Mails mehr von ihr. Ein 
herber Verlust.

Eine andere Ärztin findet es »konserva­
tiv«, dass ich in Sachen Corona der Regie­
rung vertraue. Sie hält es lieber mit laten­
ter Nazi­Ideologie und setzt auf junge 
gesunde Menschen, die die Gesellschaft 
durchseuchen. »Alte, Egoisten und Wohl­
situierte« mögen sich freiwillig in Isolati­
on begeben. Ich bin froh, dass diese Ärz­
tin nicht mehr praktiziert … Stattdessen 
analysiert sie Regenwasser, wenn an Ber­
lins Himmel mal wieder Chemtrails gelegt 
werden. Kondensstreifen und Wolken, 
die das Volk vergiften und verblöden. 
Und die Frau war an meinem Gymnasium 
Klassenbeste. Da kann man mal sehen, 
welche Aussagekraft Zensuren haben …
Sie wünscht mir, dass ich die nächsten 
Jahre gut überstehe, und gibt mir noch 
mit auf den Weg, dass bestimmte Spuren­
elemente, Mineralien und »Sternenwas­
ser« mein Immunsystem gegen Corona 
stärken. Eigentlich spotte ich gern, wenn 
ich auf bierernsten Missionseifer stoße, 
aber hier versagt dieser Drang. Ich bin 
traurig.

Während mein Mann noch kämpft. 
Mit einer Cousine in Süddeutsch­

land, die gern zur Berliner Demo kom­
men würde. Ob wir auch hingehen? Was 
meint sie? »Omas gegen Rechts«? Oh 
nein, sie will sich nicht länger »bevor­
munden« und einsperren lassen. Sie sei 
aber keine Verschwörerin, sie sei nur kri­
tisch! Und informiere sich nicht länger in 
der »gleichgeschalteten Presse«, sondern 
suche im Internet nach »alternativen 
Fakten«. Experten hätten nämlich heraus­
gefunden, dass hinter Corona eine welt­
weite Machtergreifung stecke. (Sämtliche 
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Manoli 
linksrum 

*)
*) »Manoli linksrum« = du hast nicht mehr alle Latten am Zaun. 

Hübscher Ausdruck aus den 20er Jahren, rührt von der rechts drehenden Reklame der  
Zigarettenfabrik Manoli her, literarisch belegt beim »Hauptmann von Köpenick«.
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B Ü C H E R
Wie der Wahnsinn mir die  
Welt erklärte – Lucies Blick  
auf die Welt zeigt eine neue 
Generation

Dita Zipfel nimmt uns mit in Lu­
cie Schmurrers Kopf. Ihre Gedan­
ken, sprachlich authentisch, er­
öffnen uns den Blick auf eine 
Jugendliche, die so schnell denkt, 
dass man kaum mitkommt. Durch 
ihre Sichtweise lernen wir nicht 

nur ihr Umfeld, sondern Lucie 
selbst kennen: In der Beziehung 
zu ihrer Mutter, deren Liebesbe­
ziehungen, ihrem Bruder, der 
angesagten Mädchenclique ihrer 
Schule, Marvin und Leo und allen 
voran Herrn Klinge, der ihr ihren 
ersten Job anbietet. Für Lucie und 
die Leserin kristallisiert sich so 
heraus, wer Lucie ist. Lucies Be­
ziehungen entpuppen sich dabei 
entweder als Lektion oder Ge­
schenk. Sie helfen ihr, die Welt zu 
erklären: als heranwachsende 
Teenagerin, als Tochter einer Mut­
ter mit neuem Freund und als 
Außenseiterin in der Schule. Die 
wichtigste Frage dabei ist, in wel­
cher Gesellschaft sie sich wohl 
fühlt. Während Lucie Herrn Klin­
ges Rezepte zu Zauberspeisen wie 
Ghulacamole, Heartchup und 
Tele Paté aufschreiben soll, er­
möglicht ihr sein magischer Blick 
auf die Dinge an sich selbst zu 
glauben, vielleicht aber auch zwi­
schen Schein und Sein zu unter­
scheiden. Gedankenströme, Be­
obachtungen und Dialoge fließen 
organisch ineinander. Unterbro­
chen werden diese lediglich, wenn 
sich formal und auch illustrativ 
die Textsorte ändert, wie beispiels­
weise durch Steckbriefe, Kochre­
zepte, Aufzählungen oder Mind­
maps. Dabei klärt sich nicht nur 
der Wahnsinn der Welt, sondern 
der Wahnsinn erklärt auch die Welt 
spannend, unterhaltsam und mit 
viel Ideenreichtum. Vor allem regt 
dieses zum Deutschen Jugendli­

teraturpreis 2020 nominierte 
Jugendbuch zum Nachdenken an: 
Was ist schon »normal« und wer 
braucht eigentlich eine solche 
Kategorie?
Farriba Schulz, AG Jugendliteratur 
und Medien der GEW BERLIN

Hybrid-Unterricht 101 –  
ein Leitfaden zum Blended 
Learning für angehende 
Lehrkräfte

Dieses großartige »Gemeinschafts­
projekt aus den Sozialen Netzwer­
ken« lieferte mir etliche Impulse 
zur Vorbereitung unseres päda­
gogischen Tages. Es bietet aus 
meiner Sicht tolle Anregungen und 
Ideen zum Thema Hybrid­Unter­
richt; also zur sinnvollen Verknüp­
fung von Präsenz­ und Fernlern­
phasen. Besprochen werden in 
sehr angenehmer Sprache nicht 
nur die Themen des Beziehungs­
aufbaus – der im Fernlernen die 
Lehrkräfte ja durchaus vor beson­
dere Herausforderungen stellt. 
Auch Motivation, Struktur, Feed­
back und Leistungsmessung wer­
den ausführlich dargestellt. Mir 
half das Buch (und damit ist es 
keineswegs nur für »angehende 
Lehrer:innen«) neue Denkweisen 
zu adaptieren. Außerdem macht 
es Lust und Mut, Neues auszu­
probieren und sich auf den Weg 
zu machen. Gut gefallen hat mir, 
dass auch der Aspekt und die 
Chancen des kollegialen Austau­

sches – ganz wie er in den Sozia­
len Netzwerken verbildlichst 
gepflegt wird – ausführlich dar­
gestellt und beleuchtet werden. 
Die bunte Mischung der Autor­
*innen – von Lehrkräften, über 
wissenschaftliche Mitarbeiter­
*innen, Dozent*innen, Lehrbeauf­
tragte, Blogger*innen, Personalrät­
*innen und Fortbildner*innen – 
kurz: von den Expertinnen und 
Experten an der Basis, macht den 
Blick ganz weit und das Bild sehr 
umfassend. Für mich kommt die­
ses Buch ganz genau richtig – ist 
brandaktuell und bietet inhaltlich 
eine breite Mischung. Die aktuel­
len Diskussionen in einem Buch 
vereint – wirklich sehr gelungen! 
VIELEN DANK für die Arbeit, die 
Artikel und all die Impulse, die 
ich beim Lesen erhielt. 
Vanessa Kieser, Stellvertretende 
Schulleiterin der Johannes Kepler 
Realschule, Wendlingen 

 k Das Ergebnis steht jetzt als eBooks 
zum kostenfreien Download auf Tim 
Kantereit (Hrsg.), Hybrid-Unterricht 
101 – Ein Leitfaden zum Blended 
Learning für angehende Lehrkräfte, 
das Buch ist im Internet unter Creative 
Commens Lizenz frei und kostenlos 
zugänglich auf https://visual-books.
com/hybridunterricht.html, Visual 
Ink Publishing, 2020, ISBN: 978-3-
96784-002-5, PDF: 309 Seiten 

Zumir, das Schaukelpferd

 Das Kinderbuch »Zumir – Das 
Schaukelpferd« basiert, fantasie­
voll erweitert, auf einer wahren 
Begebenheit und handelt vom 
Schaukelpferd Zumir, das die drei­
jährige Lea zu Weihnachten be­
kommt. Später spielt auch ihr 
kleiner Bruder Tom mit Zumir, 
während Lea andere, altersadäqua­
te Interessen entwickelt. Als Tom 

 k Dita Zipfel/Rán Flygenring (2019): 
»Wie der Wahnsinn mir die Welt er-
klärte«, 208 Seiten, 15 Euro, 12-15 
Jahre

Bis zum 27. November können sich wieder Schulen aller Schularten für eine dreijährige TUSCH Partnerschaft 
mit einem Berliner Theater bewerben. Die TUSCH Kooperation lebt von vielfältigen und intensiven Berüh-
rungspunkten, die den Schüler*innen das Theater als Kunstform, Erfahrungsraum, Institution und Arbeitsplatz 
vermitteln. Schulen, die bereits eine TUSCH Partnerschaft hatten, können sich für TUSCH PLUS bewerben. 
Weitere Informationen unter www.tusch-berlin.de. FOTO: ©TUSCH BERLIN, GIANMARCO BRESADOLA
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Klassenfahrt gerettet!

Alle aktuellen Reisen auf www.schulfahrt.de

Schulfahrt Touristik SFT GmbH
Herrengasse 2 · 01744 Dippoldiswalde

Tel.: 0 35 04/64 33-0
info@schulfahrt.de

Klassenfahrt 2021?
Aber sicher!

Einzigartiges Corona Schutz- und Sicherheitspaket –
nur bei schulfahrt.de!
Jetzt Angebot mit allen Infos online oder per Telefon
anfordern! 
Die besten Reiseziele für Schulen ohne Risiko buchen
und mit uns sicher reisen!

GEW 10-2020-Klassenfahrt gerettet_90x50  27.08.20  18:51  Seite 2

in die Kita kommt, wird Zumir an 
den hyperaktiven und einsamen 
Jakob und später an andere Kinder 
weitergegeben. Über einen Zeit­
raum von 20 Jahren gerät er dabei 
u.a. auf einen Bauernhof, in eine 
gruslige Scheune, auf das Hausboot 
der Schwestern Marie und Char­
lotte, oder mit Matz, einem Jungen 
mit Down Syndrom, auf ein Schiff 
Richtung England. Die Zuhörer­
*innen erfahren, dass Teilen und 
Abgeben etwas Positives ist und 
Freude und Lachen ebenso zum 
Leben gehören wie Schicksals­
schläge – etwa als nach langer 
Krankheit der geliebte Großvater 
stirbt. Sie erleben wie Freund­
*innen für einander einstehen und 
gemeinsam Abenteuer und Krisen 
bewältigen. Zumir wird zum treu­
en Freund und spielt sowohl als 
reale Figur wie auch als Fantasie­
wesen eine wichtige Rolle, indem 
er u.a. Menschen zusammen bringt, 
oder dank seiner Hilfen Unglücke 
verhindert werden. Das gleichna­
mige Hörbuch richtet sich an 
Hörer*Innen ab acht Jahren. Die 
spannende, lustige und durch 
zusätzliche Abenteuer und Hand­
lungen erweiterte Geschichte 
basiert auf dem Kinderbuch und 
wird von Schauspieler Frank Röth, 
(u.a. die Synchronstimme von 
Professor Lupin aus Harry Potter), 
gefühlvoll vorgelesen. Durch zu­
sätzliche Protagonist *innen wie 
dem klugen Rabenmädchen Lotta, 
dem Hofhund Schotter, oder Silber­
rücken, einem geheimnisvollen 
Haus bootkapitän, sowie kindge­
rechter Kritik an der Zerstörung 
unserer Umwelt ist das Hörbuch mit 
einer Hörzeit von etwa fünfeinhalb 
Stunden deutlich umfangreicher.

T H E AT E R
Aufbruch hat für seinen »Sommer-
nachtstraum« mit der Gustav­Böß­
Freilichtbühne in der Jungfern­
heide einen zauberhaften Spielort 
gewählt: hoch aufragende Birken 
im Hintergrund, davor Busch­ und 
Blattwerk, kein die Stimmung stö­
render langer Gruppen­Talk zu 
Beginn, sondern kräftige, zum Teil 
mehrfach wiederholte Einzelauf­
tritte; immer wieder lebhafter 
Beifall des Publikums. 
 Hans-Wolfgang Nickel

M AT E R I A L
Livestream zum Quereinstieg 
als Aufzeichnung verfügbar

Die GEW BERLIN hat am 8. Sep­
tember eine Informationsveran­
staltung zum Quereinstieg als 
Lehrer*in und zur berufsbeglei­
tenden Ausbildung in Berlin als 
Internet­Livestream angeboten. 
Die Aufzeichnung ist unter  
www.gew­berlin.de/veranstaltung­
quereinstieg nach wie vor verfüg­
bar. Die Referenten Matthias Jähne, 
Alexander Reich und Herbert Han­
nebaum informieren darin unter 
anderem zu den Aspekten Bewer­
bungsvoraussetzungen, Auswahl­
verfahren und Auswahlkriterien 
und Besonderheiten der berufs­
begleitenden Ausbildung.

A K T I V I TÄT E N
Help! We need somebody's help. 

Wir, das sind die Sänger*innen des 
GEW­Chors. Du bist Musiklehrer*in 
oder ­student*in und möchtest 
gerne einen eingeübten Chor an­
leiten, der seit 10 Jahren ein brei­

tes Repertoire einstudiert hat und 
gelegentlich bei gewerkschaftli­
chen oder kulturellen Veranstal­
tungen auftritt. Wir sind eine 
Gruppe der Jungen Alten in der 
GEW und proben normalerweise 
zweimal monatlich für zwei Stun­
den im GEW­Haus. Zurzeit singen 
wir coronabedingt im Freien, und 
zwar hinter dem Teehaus im Eng­
lischen Garten. Wenn wir dein 
Interesse geweckt haben, dann 
melde dich bei peter.sperling@t­
online.de und komm gerne einmal 
zu einer Probe bei uns vorbei. 
Wir freuen uns auf dich!

S E N I O R*I N N E N
Die Veranstaltungen der Senior *innen 
sind offen für alle GEW-Mitglieder und 
Gäste! Eintrittsgelder müssen selbst 
getragen werden. Wenn nicht anders 
angegeben, ist eine Anmeldung nicht 
erforderlich. Wenn du über die Ange-
bote für GEW-Senior*innen auf dem 
Laufenden sein möchtest, schicke eine 
Mail an: senorinnen-team@gew-berlin.
de und im Veranstaltungskalender auf 
der GEW-Webseite (www.gew-berlin.
de/veranstaltungskalender/events/
list). Euer Senior*innen-Team

Senior*innen/Junge Alte

•  Donnerstag, 15. Oktober 2020 | 
11 Uhr 
Wanderung über vier Seen vom 
Bahnhof Wannsee bis zum Schloss 
Glienicke. Länge ca. 12 km, nach 
ca. 6 km Rückkehr mit dem Bus 
118 möglich. Gegen Ende errei­
chen wir Wartmanns Café in Klein 
Glienicke. Rückfahrt mit Bus 316 
ab Schloss Glienicke. Wir wandern 
bei jedem Wetter! Treffpunkt: 11 
Uhr S­Bhf. Wannsee (Schalterhal­
le). Anmeldung erforderlich: 
Reinhard Brettel, Email: reinhard.
brettel@t­online.de, Tel. 69816931 
mobil: 0174­6024255

A N Z E I G E N

Senior*innen Lichtenberg

• Donnerstag, 15. Oktober 2020 |  
9.15 Uhr Treffen 
Führung durch das Haus der 
Wannsee­Konferenz
In der heutigen Gedenkstätte, 
einer Fabrikantenvilla aus dem 
Jahr 1915, befindet sich die ak­
tualisierte Dauerausstellung »Die 
Wannsee­Konferenz und der Völ­
kermord an den europäischen 
Juden«. Einen detaillierten Über­
blick der Verfolgung und Depor­
tation der Juden erhalten wir in 
einer zweistündigen Führung. 
(Sitzgelegenheiten sind vorhanden)
Treff: 9.15 Uhr untere Eingangs­
halle am S­Bahnhof Wannsee (S1, 
S7 oder Regio 1 mit AB­Fahrkarte)
Kosten: 2 Euro pro Person, weitere 
Kosten übernimmt die GEW
Kontakt: Christa Veit, Tel. 9727875

GEW-Chor 

•  4. November | 17 Uhr 
im GEW­Haus; Kontakt: Peter Sper­
ling, Tel.: 28 43 25 02 

Stammtisch GEW 
Ruheständler*innen

•  28. Oktober | 14.30 Uhr 
im Café »Ulrichs« schräg gegenüber 
dem GEW­Haus. Kontakt: Monika 
Rebitzki, Tel. 4716174

 k Detlef Pauli, Zumir – Das Schau-
kelpferd. Deutsche Literaturgesell-
schaft, Gebundene Ausgabe: 64 Seiten, 
ISBN-10: 3038312282
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THE COMMUNICATION ACADEMY BERLIN
Vielfalt als Ressource & Vielfalt als Chance

Fortbildungen 2020
• Achtsamkeitsbasierte Kommunikation
• Lampenfieber als Herausforderung
• Theatermethoden für Sprech- und Stimmtraining
•  Das Puppenspiel in der pädagogischen und sozia-

len Arbeit
•  Unfaire Argumente parieren
•  Kompaktseminar: Didaktik und Methoden
Dr. Karin Iqbal Bhatti / Frank Morawski, M. A. 
Kalkreuthstr. 10, 10777 Berlin, Tel. 030-23 63 91 77

www.communication-academy.org

 I S E M I N A R E

Erfolgreicher Unterricht 
zwischen Homeschooling  
und Präsenzunterricht –  
Wie geht das?

Vorgestellt werden Homeschooling-Bei-
spiele aus der Coronazeit, die in den ak-
tuellen Präsenzunterricht integriert wer-
den. Wie sieht ein solcher Unterricht aus? 
Er besteht aus einem »Hybridsystem« in 
Doppelsteckung. Eine Lehrperson unter-
richtet vor Ort die Klasse, die zweite Lehr-
person ist via Videokonferenz auf dem 
elektronischen Board zugeschaltet. Las-
sen sie sich überraschen, wie mit wenig 
Technik (Smartboard und Videokonfe-
renzsystem BigBlueButton) neue Unter-
richtsszenarien entstehen können.

Für: Lehrer*innen, Referendar*innen, 
Berufseinsteiger*innen, Schulleiter-
*innen
Leitung: Thorsten Pfeiffer
Kosten: keine, für Nichtmitgl. 25 Euro
Zeit/Ort: 24.11., 9-13 Uhr, Online  
[20-S-2035]

Kinder unter 3 in der 
emotionalen und sozialen 
Entwicklung begleiten

Die wichtigsten Schritte der sozialen und 
emotionalen Entwicklung durchlaufen die 
Kinder in Ihrer frühsten Kindheit. Jede 
Situation im Alltag wird mit Emotionen 
begleitet und fordert die Kinder in unter-
schiedlichen Kompetenzbereichen he-
raus. Dieses Seminar bietet eine Reihe 
von Hintergrundinformationen und ist in 
zwei Blöcken aufgebaut. Nach einer Pra-
xisphase und der Durchführung einer 
Praxisaufgabe vertiefen wir im zweiten 
Block Ihre Erfahrungen aus der Praxis mit 
der Theorie.

Für: Erzieher*innen und Leiter*innen 
aus Kitas/Krippen
Leitung: Kisten Biskup
Kosten: keine, für Nichtmitgl. 50 Euro
Zeit/Ort: 5.11. und 30.11., jeweils 9.30 
-12.30 Uhr, Online [20-S-2031]

Umgang mit  
Veränderungen im Team

Kitateams sind gerade in diesen Zeiten 
gefordert, sich mit ständigen Verände-
rungen ihrer Arbeitssituation auseinan-
derzusetzen. Warum sind Veränderungen 
oft so mühsam? Warum fällt es machen 
Teams so schwer, sich auf Veränderungen 
und z. B. neue Kolleg*innen einzustellen? 
Was braucht es, damit die Teams in sol-
chen Phasen arbeitsfähig und gut beglei-
tet sind? Wie macht man es dem oder 
der »Neuen« leichter?

Für: Erzieher*innen und vor allem 
Leiter*innen aus Kitas/Krippen
Leitung: Kisten Biskup
Kosten: keine, für Nichtmitgl. 50 Euro
Zeit/Ort: 14.12., 9.30-12.30 Uhr, Online 
[20-S-2032]

Gelebte Zeit – eine 
autobiografische Spurensuche

Beatles, Stones und Co – Erwachsenwer-
den in den 1960-er/1970-er Jahren

Neben politischen Ereignissen – Mauer-
bau, Vietnamkrieg, 68er-Revolte – beglei-
teten Musik, Bücher und nicht zuletzt 
unsere Freunde den Weg des Erwachsen-
werdens. Erinnernd und schreibend ge-
ben wir der Zeit des Erwachsenwerdens 
Raum: Was hat uns geprägt in der Ju-
gendzeit zwischen 14 und 20? Was hat 
Spuren hinterlassen und woran erinnern 
wir uns auch heute noch gerne? Bitte 
bringt, wenn möglich, Musik aus dieser 
Zeit, Fotos und eure Lieblingsbücher mit.

Für: GEW-Mitglieder kurz vor oder im 
Ruhestand
Leitung: Monika Hassenkamp
Kosten: keine
Zeit/Ort: 14.11., 10-17 Uhr, GEW  
[20-S-2029]

Arbeitsrecht I

22.­24.9., GEW [20­B­2016]

Betriebsverfassungsrecht II

27.­29.10., GEW [20­B­2021]

Arbeitsrecht II

24.­26.11., GEW [20­B­2024]

Einführung in das 
Betriebsverfassungsgesetz

3.­5.11., GEW [20­B­2015]

Wir bezahlen deine 
Kinderbetreuung! 

Mitglieder der  
GEW BERLIN bekommen ihre 

Kinder betreuungskosten  
während Veranstaltungen  

oder Seminaren der GEW für 
Kinder bis zu 14 Jahren  
mit 10 Euro die Stunde  

bezuschusst. 

Mehr Infos unter  
www.gew-berlin.de/ 

kinderbetreuung

A N Z E I G E

A N Z E I G E N

Eine Auswahl aus dem aktuellen Semi-
narprogramm der GEW BERLIN: Das 
gesamte Programm mit den Seminar- 
beschreibungen findest du online unter 
www.gew-berlin.de/seminare

Umgang mit traumatisierten 
Schüler*innen

W ir betrachten Traumata aus dem Blick-
winkel der Neurobiologie und der Bin-
dungs- und Resilienzforschung, um dann 
im Anschluss verschiedene traumapäda-
gogische Methoden und konkrete Ideen 
vorzustellen. Ziel ist, hoch belastete Kin-
der und Jugendliche in ihrer Selbstregu-
lation zu unterstützen und pädagogische 
Beziehungen und Orte zu schaffen, wo 
neue, nicht traumatisierende Erfah-
rungen möglich werden.

Für: pädagogisch Tätige
Leitung: Jana Heyer
Kosten: keine, für Nichtmitgl. 25 Euro
Zeit/Ort: 5.11., Online [20-S-2028]

Umgang mit 
Unterrichtsstörungen

Das Seminar zeigt an ausgewählten Bei-
spielen, wie man mit Störungen im Un-
terricht umgehen kann. Ziel ist es, neue 
Impulse und Denkanstöße für das eigene 
Handeln zu erhalten. Es werden Lösungs-
optionen praxisnah in Form von Rollen-
spielen getestet und individuell abge-
stimmt.

Für: Lehrer*innen, Referendar*innen, 
Berufs- und Quereinsteiger*innen
Leitung: Thorsten Pfeiffer
Kosten: keine, für Nichtmitgl. 50 Euro
Zeit/Ort: 3.11., 9-13 Uhr, Online  
[20-S-2033]

Sinnvolle Programme 
erfolgreich in den  
Unterricht integrieren:  
Kahoot, Padlet und Co.

Was können die »Werkzeuge«? Wann ist 
ein Einsatz interessant? Wie können sie 
einem helfen, den Unterricht attraktiver 
zu gestalten? Um das für sich selbst he-
rauszubekommen, werden die einzelnen 
Programme • kurz vorgestellt, • danach 
in Kleingruppen ausprobiert und • am 
Schluss eigene kleine Padlets oder Ka-
hoots erstellt.

Für: Lehrer*innen, Referendar*innen, 
Berufseinsteiger *innen
Leitung: Thorsten Pfeiffer
Kosten: keine, für Nichtmitgl. 25 Euro
Zeit/Ort: 10.11., 15-19 Uhr, Online  
[20-S-2034]

Anmeldung: 
www.gew-berlin.de/seminare 
oder 030/219993-0 
Veranstaltungsort: 
GEW BERLIN, Ahornstr. 5, 10787 Berlin 
(wenn nicht anders angegeben)
Kinderbetreuung: 
Auf Antrag gewährt die GEW BERLIN 
Mitgliedern einen Zuschuss von 10 Euro 
pro Stunde zu den Betreuungskosten.
Barrierefrei:
Das GEW-Haus ist leider noch nicht bar-
rierefrei. Bitte nehmt Kontakt zu uns auf.



HINWEIS 
Das GEW-Haus ist, so lange es die aktuelle Entwicklung  
rund um die Corona-Pandemie erlaubt, wieder eingeschränkt 
geöffnet. Veranstaltungen können zum Schutz der Beschäftigten 
und um eine Überbelegung zu vermeiden nur außerhalb  
der Kernarbeitszeiten gebucht werden. Wenn ihr Fragen habt, 
meldet euch unter info@gew-berlin.de.

10. OKT 18.00 Uhr Kita AG

21. OKT 17.00 Uhr AG Frieden

21. OKT 14.30 Uhr Senior*innen/Junge Alte

22. OKT 18.00 Uhr Fachgruppe Schulsozialarbeit

27. OKT 18.30 Uhr Abteilung Berufsbildende Schulen

28. OKT 18.00 Uhr AG Lesben 
  Sonntagsclub, Greifhagener Str. 28, 10437 Berlin

28. OKT 17.00 Uhr LA Migration, Diversität und Antidiskriminierung

29. OKT 15.00 Uhr AG Jugendliteratur und Medien

29. OKT 18.30 Uhr Abteilung Wissenschaft

03. NOV 18.00 Uhr Mitgliederversammlung Mete-Eksi-Fond

GEW-Haus | Ahornstraße 5 | 10787 Berlin (U-Bhf Nollendorfplatz) 
Mo, Di, Do 9 bis 16 Uhr; Mi 9 bis 17 Uhr; Fr 9 bis 15 Uhr | Telefonsprechzeiten ab 10 Uhr
Tel. 21 99 93-0 | Fax. 21 99 93-50 | info@gew-berlin.de | www.gew-berlin.de
Persönliche Beratung in der Rechtsschutzstelle nur nach Vereinbarung: Tel. 21 99 93-0

DAS GEW-HAUS IM OKTOBER UND NOVEMBER   VERANSTALTUNGEN

In diesem Herbst ist Personalratswahl

MAHNWACHE AM 9. NOVEMBER
Die Mahnwache der GEW BERLIN zum Gedenken an  
die Pogromnacht am 9. November 1938 wird auch in 
diesem Jahr – mit den entsprechenden coronabedingten 
Schutzmaßnahmen – vor dem Mahnmal am Witten-
bergplatz von 18.30 bis 19.30 Uhr stattfinden. Gegen 
Antisemitismus, Rassismus und rechtes Gedankengut – 
NIE WIEDER! Pogrome entstehen in den Köpfen der 
Menschen. Auch der Widerstand dagegen muss in den 
Köpfen beginnen!

ZEHN JAHRE TEMPLINER MANIFEST
Am 25. November 2020 findet in Berlin die Jubiläums-
konferenz »Zehn Jahre Templiner Manifest« statt.  
Das 2010 vorgelegte Templiner Manifest der GEW war 
ein Weckruf für die bundesdeutsche Wissenschaftspoli-
tik. Nun möchten wir zusammen eine kritische Bilanz  
ziehen und die Weichen für die GEW-Kampagne in den 
20er Jahren stellen. Anmeldungen auf www.gew.de

GEW

Für die Stärkung deiner Interessen  
im Personalrat ist es wichtig, dass du 
wählen gehst.

Kernarbeit Gesundheit. 
Mach dein Kreuz.

Bestell deine Briefwahlunterlagen unter 
www.gew-berlin.de/prwahl


